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Keine Frage: Gewalt und Rechts-
extremismus gehören seit Ende
der 80er und Anfang der 90er
Jahre zu den auffälligsten und
dominierendsten gesellschaftli-
chen Konfliktlagen in Deutsch-
land. Entsprechend breit und ve-
hement werden in der letzten
Zeit einschlägige Orientierungs-
bestände und Vorkommnisse dis-
kutiert, Vermutungen über ihre
Ursachen angestellt und zu zie-
hende Konsequenzen formuliert.
Dabei erfolgt die thematische
Auseinandersetzung zumeist im
Rahmen der Debatte über eine
angeblich ausufernde so genann-
te „Jugendgewalt“.

Aber werden die Erscheinungs-
weisen damit tatsächlich richtig
eingeordnet? Nehmen die Delik-
te tatsächlich auf breiter Front
quantitativ zu, wie es die ge-
bräuchliche Formel von der „zu-
nehmenden Gewaltbereitschaft
(Jugendlicher)“ unterstellt? Wer-
den sie qualitativ brutaler ausge-
führt? Hat es nicht schon früher
in ähnlicher Weise Gewalt, gera-
de unter Jugendlichen, gegeben,
und stellt der grassierende
Rechtsextremismus nicht einen
Bodensatz an un- und antidemo-
kratischen Umtrieben dar, der
schon lange vor rechten Stim-
menzuwächsen bei Wahlen und
vor den Ereignissen von Hoyers-
werda vorhanden war?

Und woher kommt die Gewalt,
woher die Hochkonjunktur des
Rechtsextremismus der letzten
Jahre? Rühren sie aus den histori-
schen Wurzeln des Nationalsozia-

lismus? Vielleicht aus einem all-
gemeinen Werte-Verfall? Aus
dem Vorlagen-Charakter proble-
matisch zu bewertender Medien-
darstellungen? Aus einer zuneh-
menden Spaltung der Gesell-
schaft in soziale Sicherheits- und
Unsicherheitssektoren womög-
lich? Oder eher aus sozialer Des-
integration breiter Bevölkerungs-
kreise? Gar aus der Selbstver-
ständlichkeit, mit der die An-
gehörigen der weiß-westlichen
Dominanzkultur ihre Wohlstands-
Privilegien gegenüber Immigran-
tinnen und Immigranten sowie
Bezieherinnen und Beziehern so-
zialer Unterstützungsleistungen
glauben verteidigen zu müssen?
Eher von den Rändern oder aus
der Mitte der Gesellschaft?

Vor allem aber: Was tun, wenn in
Presse und Rundfunk sich Mel-
dungen über Gewalttätigkeiten
häufen, wenn Fremdenfeindlich-
keit (wieder) offen gezeigt und
gar propagiert wird, wenn bruta-
le Schläger Ausländerinnen und
Ausländer sowie andere Minder-
heiten „aufklatschen“, Parteien
und Organisationen der extre-
men Rechten Zulauf und Wahler-
folge verbuchen können, Asylbe-
werberheime und Wohnungen
von Menschen nicht-deutscher
Nationalität angezündet wer-
den? Demonstrieren? Rechtliche
Verschärfungen gegenüber Ge-
walttätern und rechten Hass-
gruppierungen und Propaganda-
führern? Asyl und Einwanderung
erschweren oder gar unterbin-
den? Oder umgekehrt: Integra-
tion und Einbürgerung erleich-

tern? Mehr Polizei? Soziale und
pädagogische Arbeit ausbauen
und/oder wieder mehr Gewicht
auf Werte-Erziehung legen?

UmAntworten näher zu kommen,
bemühen wir uns zunächst um
einen knappen deskriptiven
Überblick über die Phänomene,
prüfen dann auf diesem Hinter-
grund die wichtigsten Er-
klärungsansätze und ziehen ab-
schließend einige zentrale
Schlussfolgerungen für den poli-
tisch-pädagogischen Umgang mit
dem Problem.

Gewalt –
quantitative
und qualitative
Konturen

Eine hier nicht im Einzelnen aus-
zubreitende Zusammenschau em-
pirischer Forschungsergebnisse
zu allgemeinenGewaltproblemen
ergibt: 

Die Frage, ob ein genereller Ge-
waltanstieg in Deutschland zu
verzeichnen ist, läßt sich allein
schon aus methodischen Gründen
so pauschal nicht beantworten.
Insbesondere fehlen verlässliche
Zeitreihen. Außerdem differieren
die einzelnen Untersuchungen
zugrunde liegenden Gewaltdefi-
nitionen, Operationalisierungen
und Erfassungswege. Auch der
Stellenwert von Erkenntnissen
über bloße Gewaltbefürwortun-
gen bzw. Gewaltbereitschaften
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Gewalt und Rechtsextremismus

umso wahrscheinlicher ist der
Täter männlich. Gleichwohl sind
bei den Akteurinnen und Akteu-
ren von Gewalthändeln unter-
halb der Schwelle polizeilicher Er-
mittlungsarbeit weitaus größere
Anteile von Mädchen und jungen
Frauen zu beobachten (Utzmann-
Krombholz 1994; Heitmeyer u.a.
1995; vgl. auch Ferstl u.a. 1993;
Niebel u.a. 1993; Dettenborn
1993; Harnischmacher 1994). Ihre
Steigerungsraten übertreffen die
der Jungen und jungen Männer
klar, zum Teil erheblich (vgl.
Mansel 1995). Vor allem die im
Westen lebenden Frauen/Mäd-
chen reduzieren ihren Abstand
bezüglich Gewaltakzeptanz zu
ihren männlichen Altersgenossen
(vgl. z.B. Melzer 1991; IPOS 1993;
Schneider/Hoffmann-Lange 1993;
Heitmeyer u.a. 1995).

Ausländerkriminalität hat bei
methodenkritischer Betrachtung
der einschlägigen offiziellen Er-
hebungen der Strafverfolgungs-
behörden (vgl. z.B. Dörmann/
Dreyer 1993) längst nicht jenen
Stellenwert, der ihr in einem Teil
der Medien und der öffentlichen
Diskussion attestiert wird. Den-
noch muss dem Kriminalitätszu-
wachs der oft schlecht integrier-
ten zweiten und dritten Migran-
ten-Generation erhöhte Auf-
merksamkeit gezollt werden (vgl.
auch Heitmeyer u.a. 1995, 405).

Eine sukzessive Verjüngung der
Gewalttäter-Szene im Sinne einer
überproportional anwachsenden
Belastung des frühen Jugend-
alters lässt sich nicht zweifelsfrei
belegen. Allerdings kann eine
qualitative Verschiebung dahin-
gehend vermutet werden, dass ein
mehr kalkulierender Einsatz von
schädigenden Vorgehensweisen,
wie er sich etwa im Zuwachs von
Erpressungsversuchen zeigt, auch
innerhalb dieser Altersgruppe um
sich greift (vgl. Mansel 1995).

Ansonsten lassen sich qualitative
Veränderungen im Sinne einer
Eskalation des Gewaltniveaus

nicht mit hinreichender Exaktheit
erkennen. Es gibt jedoch zu
denken, dass Raub sich immer
stärker zu einem Jugenddelikt
entwickelt und jeder sechste bis
jeder fünfte Jugendliche bereits
Waffen bei sich trägt. Polizei- und
Sozialarbeitspraktiker beobach-
ten über den Tellerrand statisti-
scher Erhebungen hinaus einen
sukzessiven Verlust an Selbst-
regulationsmechanismen von
Gewalt, gerade unter Jugendli-
chen. Die Akzeptanz von Unter-
werfungsgesten des Unterlege-
nen, rituelle Einbindungen der
Anlässe und Verläufe von Gewalt-
samkeiten, moralische Hemmun-
gen der Eskalation und das
Einhalten von Ehrenkodizes wie
der Verzicht auf Angriffe auf
Schwächere, Jüngere oder Frauen
verschwinden danach zusehends,
während die Rücksichtslosig-
keit und die Rohheit der Aus-
führung zunehmen (vgl. z.B.
Weschke 1993), Letzteres augen-
scheinlich besonders in Ost-
deutschland.

Bei alldem darf aber auch nicht
die Verantwortung der Erwachse-
nengesellschaft für die Gewalt
von Jugendlichen aus dem Auge
verloren werden; dies zum einen
im Hinblick auf die konkrete
Zurichtung von Kindern und

Jugendlichen als Opfer ihrer
Gewalt z.B. durch zweifelhafte
Erziehungsmittel in den Familien
(vgl. zusammenfassend Wimmer-
Puchinger 1995) oder im Falle
sexuellen Mißbrauchs (vgl. Baur-
mann 1991; Kavemann/Lohstöter
1984 sowie zusammenfassend
Neubauer 1995), zum anderen als
Produzentin eben jener Lebens-
bedingungen für die junge Gene-
ration, die gewalthaltig und 
-generierend wirken.

Rechts-
extremismus – 
quantitative
und qualitative
Konturen

Als besondere Variante politi-
scher Gewaltförmigkeit erlebt
Rechtsextremismus Ende der
achtziger und Anfang der neun-
ziger Jahre in Deutschland einen
rasanten Aufschwung. Dies gilt
sowohl für organisatorische Zu-
wächse (vgl. dazu die Verfas-
sungsschutzberichte der letzten
Jahre) und zum Teil eklatante
Stimmenzuwächse für die Partei-
en rechtsaußen bei Wahlen (vor
allem in Bremen 1987, in Berlin
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im Vergleich zu nachgewiesenen
oder eingestandenen Gewalt-
tätigkeiten ist strittig. 

Dennoch verdichten sich – vor-
sichtig zu interpretierende – Hin-
weise auf Gewaltzuwächse in be-
stimmten Bereichen über die letz-
ten Jahre hinweg. 

Während die Zahl der schweren
Tötungs- und Vergewaltigungs-
delikte sowie der schweren und
gefährlichen Körperverletzung
stagniert oder sogar zurückgeht,
scheint die Gewalt im Alltag von
Herrn und Frau Jedermann anzu-
wachsen: Neben Diebstahl und
Wohnungseinbrüchen, Delikte,
die von der Polizei nicht als
Gewaltkriminalität erfasst wer-
den, nehmen leichte vorsätzliche
Körperverletzungen, Straßen-
kriminalität und vor allem Raub
zu (vgl. die Polizeilichen Krimi-
nalstatistiken (PKS) der letzten
Jahre). Nach Längsschnittunter-
suchungen bei Schülern und
Schülerinnen gilt dies darüber
hinaus aber auch für Erpressung
und andere gewalthaltige Aus-

einandersetzungen unter
Jugendlichen, die im Dunkelfeld
der polizeilichen Statistiken blei-
ben:

Dass die politische Gewalttätig-
keit und -bereitschaft sich seit
Ende der achtziger Jahre nach
rechts verlagert hat, ist eindeutig.
Nähere Betrachtungen zur Struk-
tur der gesamten Täterschaft (zur
rechtsgewirkten siehe weiter
unten) ergeben vorerst:

Während die Gesamtkriminalität
im Osten Deutschlands über-
durchschnittlich ist, ist die Be-
lastung mit Gewaltkriminalität
dort (noch?) niedriger als im
Westen. In beiderlei Hinsicht
kann aber wohl eine nach dem
Beitritt erfolgte explosionsartige
Zunahme unterstellt werden,
auch wenn methodisch exakte
Zeitvergleiche mit der DDR-Zeit
aufgrund ihres anderen Rechts-
systems, anderer Strafrechtstat-
bestände und anderer Verfol-
gungs- und Erhebungspraktiken
nicht möglich sind. Die politische
Gewalttätigkeit wie entsprechen-

de Gewaltbereitschaften scheinen
in den neuen Ländern merklich
stärker vertreten zu sein als in den
alten (vgl. z.B. Friedrich u.a. 1991;
Förster u.a. 1993; Deutsches Ju-
gendinstitut 1992; IPOS 1992;
Schneider/Hoffmann-Lange 1993;
Heitmeyeru.a.1995).Diesgiltganz
besonders deutlich für das poli-
tisch rechts geprägte Gewalt-Po-
tential (dazu detaillierter Möller
1993c; vgl. auch weiter unten).

Zumindest soweit die Polizei
(noch) nicht eingeschaltet wird,
scheint sich unter Gewaltakzep-
tierenden der Anteil Besseraus-
gebildeter bzw. in höheren
Bildungsgängen befindlicher
Jugendlicher überdurchschnitt-
lich stark zu vergrößern (vgl.
Mansel 1995).

Zwar ist der prozentuale Anteil
von Kindern, Jugendlichen und
Heranwachsenden an der Ge-
samtkriminalität innerhalb der
letzten zehn Jahre in Deutsch-
land gesunken, allerdings sind
die Kriminalitätsbelastungszif-
fern bei den über 14-Jährigen
rasant nach oben geschnellt. Vor-
nehmlich bei den Raubdelikten
schlagen sie zu Buche (vgl. Poli-
zeiliche Kriminalstatistik 1993,
75 und 221). Bei älteren Jugend-
lichen werden unterhalb der poli-
zeilichen Registrierungsschwelle
liegende Gewaltakzeptanzen im
Allgemeinen weniger registriert.
Sie bauen sich – zumindest nach
dem von einschlägigen Erhebun-
gen erweckten Anschein – ent-
weder tatsächlich ab (vgl. Behn-
ken u.a. 1991; Utzmann-Kromb-
holz 1994; Mansel 1995) oder ver-
lagern sich von eigenen Gewalt-
bereitschaften weg in Richtung
auf Forderungen nach staatlicher
Repression (vgl. Kaase/Neidhardt
1990; Heitmeyer u.a. 1992).

Unter geschlechtsspezifischer
Perspektive fällt das (PKS-regis-
trierte) neunfache Überwiegen
männlicher Gewalttäter ins Auge.
Zusätzlich scheint die Faustregel
zu gelten: Je härter das Delikt,

6

Entwicklung der Häufigkeit von Gewalthandlungen Jugendlicher

1986 1988 1990 1994 Sign.<

7. Schuljahr

Sachbeschädigung 12,3 11,3 – 17,4 .001

Körperverletzung 28,1 29,9 – 35,7 .001

Erpressung 2,2 7,5 – 29,7 .001

Raub/Diebstahl
unter ersch. Umständen 19,4 13,2 – 29,7 .001

Mindestens eines 
der Delikte 41,2 38,2 – 53,4 .001

9. Schuljahr

Sachbeschädigung 14,4 12,1 13,2 19,6 .001

Körperverletzung 18,0 26,2 29,7 33,3 .001

Erpressung 2,2 10,7 12,7 20,7 .001

Raub/Diebstahl
unter ersch. Umständen 16,1 15,2 16,3 26,5 .001

Mindestens eines 
der Delikte 32,4 36,0 40,2 52,8 .001

Prozentualer Anteil von Jugendlichen, die angeben, entsprechende Handlungen
im Zeitraum des letzten Jahres mindestens einmal ausgeführt zu haben.
(Für 1990 liegen für die 7. Jahrgangsstufe keine Daten vor.) Quelle: Mansel 1995.
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ren von Gewalthändeln unter-
halb der Schwelle polizeilicher Er-
mittlungsarbeit weitaus größere
Anteile von Mädchen und jungen
Frauen zu beobachten (Utzmann-
Krombholz 1994; Heitmeyer u.a.
1995; vgl. auch Ferstl u.a. 1993;
Niebel u.a. 1993; Dettenborn
1993; Harnischmacher 1994). Ihre
Steigerungsraten übertreffen die
der Jungen und jungen Männer
klar, zum Teil erheblich (vgl.
Mansel 1995). Vor allem die im
Westen lebenden Frauen/Mäd-
chen reduzieren ihren Abstand
bezüglich Gewaltakzeptanz zu
ihren männlichen Altersgenossen
(vgl. z.B. Melzer 1991; IPOS 1993;
Schneider/Hoffmann-Lange 1993;
Heitmeyer u.a. 1995).

Ausländerkriminalität hat bei
methodenkritischer Betrachtung
der einschlägigen offiziellen Er-
hebungen der Strafverfolgungs-
behörden (vgl. z.B. Dörmann/
Dreyer 1993) längst nicht jenen
Stellenwert, der ihr in einem Teil
der Medien und der öffentlichen
Diskussion attestiert wird. Den-
noch muss dem Kriminalitätszu-
wachs der oft schlecht integrier-
ten zweiten und dritten Migran-
ten-Generation erhöhte Auf-
merksamkeit gezollt werden (vgl.
auch Heitmeyer u.a. 1995, 405).

Eine sukzessive Verjüngung der
Gewalttäter-Szene im Sinne einer
überproportional anwachsenden
Belastung des frühen Jugend-
alters lässt sich nicht zweifelsfrei
belegen. Allerdings kann eine
qualitative Verschiebung dahin-
gehend vermutet werden, dass ein
mehr kalkulierender Einsatz von
schädigenden Vorgehensweisen,
wie er sich etwa im Zuwachs von
Erpressungsversuchen zeigt, auch
innerhalb dieser Altersgruppe um
sich greift (vgl. Mansel 1995).

Ansonsten lassen sich qualitative
Veränderungen im Sinne einer
Eskalation des Gewaltniveaus

nicht mit hinreichender Exaktheit
erkennen. Es gibt jedoch zu
denken, dass Raub sich immer
stärker zu einem Jugenddelikt
entwickelt und jeder sechste bis
jeder fünfte Jugendliche bereits
Waffen bei sich trägt. Polizei- und
Sozialarbeitspraktiker beobach-
ten über den Tellerrand statisti-
scher Erhebungen hinaus einen
sukzessiven Verlust an Selbst-
regulationsmechanismen von
Gewalt, gerade unter Jugendli-
chen. Die Akzeptanz von Unter-
werfungsgesten des Unterlege-
nen, rituelle Einbindungen der
Anlässe und Verläufe von Gewalt-
samkeiten, moralische Hemmun-
gen der Eskalation und das
Einhalten von Ehrenkodizes wie
der Verzicht auf Angriffe auf
Schwächere, Jüngere oder Frauen
verschwinden danach zusehends,
während die Rücksichtslosig-
keit und die Rohheit der Aus-
führung zunehmen (vgl. z.B.
Weschke 1993), Letzteres augen-
scheinlich besonders in Ost-
deutschland.

Bei alldem darf aber auch nicht
die Verantwortung der Erwachse-
nengesellschaft für die Gewalt
von Jugendlichen aus dem Auge
verloren werden; dies zum einen
im Hinblick auf die konkrete
Zurichtung von Kindern und

Jugendlichen als Opfer ihrer
Gewalt z.B. durch zweifelhafte
Erziehungsmittel in den Familien
(vgl. zusammenfassend Wimmer-
Puchinger 1995) oder im Falle
sexuellen Mißbrauchs (vgl. Baur-
mann 1991; Kavemann/Lohstöter
1984 sowie zusammenfassend
Neubauer 1995), zum anderen als
Produzentin eben jener Lebens-
bedingungen für die junge Gene-
ration, die gewalthaltig und 
-generierend wirken.

Rechts-
extremismus – 
quantitative
und qualitative
Konturen

Als besondere Variante politi-
scher Gewaltförmigkeit erlebt
Rechtsextremismus Ende der
achtziger und Anfang der neun-
ziger Jahre in Deutschland einen
rasanten Aufschwung. Dies gilt
sowohl für organisatorische Zu-
wächse (vgl. dazu die Verfas-
sungsschutzberichte der letzten
Jahre) und zum Teil eklatante
Stimmenzuwächse für die Partei-
en rechtsaußen bei Wahlen (vor
allem in Bremen 1987, in Berlin
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im Vergleich zu nachgewiesenen
oder eingestandenen Gewalt-
tätigkeiten ist strittig. 

Dennoch verdichten sich – vor-
sichtig zu interpretierende – Hin-
weise auf Gewaltzuwächse in be-
stimmten Bereichen über die letz-
ten Jahre hinweg. 

Während die Zahl der schweren
Tötungs- und Vergewaltigungs-
delikte sowie der schweren und
gefährlichen Körperverletzung
stagniert oder sogar zurückgeht,
scheint die Gewalt im Alltag von
Herrn und Frau Jedermann anzu-
wachsen: Neben Diebstahl und
Wohnungseinbrüchen, Delikte,
die von der Polizei nicht als
Gewaltkriminalität erfasst wer-
den, nehmen leichte vorsätzliche
Körperverletzungen, Straßen-
kriminalität und vor allem Raub
zu (vgl. die Polizeilichen Krimi-
nalstatistiken (PKS) der letzten
Jahre). Nach Längsschnittunter-
suchungen bei Schülern und
Schülerinnen gilt dies darüber
hinaus aber auch für Erpressung
und andere gewalthaltige Aus-

einandersetzungen unter
Jugendlichen, die im Dunkelfeld
der polizeilichen Statistiken blei-
ben:

Dass die politische Gewalttätig-
keit und -bereitschaft sich seit
Ende der achtziger Jahre nach
rechts verlagert hat, ist eindeutig.
Nähere Betrachtungen zur Struk-
tur der gesamten Täterschaft (zur
rechtsgewirkten siehe weiter
unten) ergeben vorerst:

Während die Gesamtkriminalität
im Osten Deutschlands über-
durchschnittlich ist, ist die Be-
lastung mit Gewaltkriminalität
dort (noch?) niedriger als im
Westen. In beiderlei Hinsicht
kann aber wohl eine nach dem
Beitritt erfolgte explosionsartige
Zunahme unterstellt werden,
auch wenn methodisch exakte
Zeitvergleiche mit der DDR-Zeit
aufgrund ihres anderen Rechts-
systems, anderer Strafrechtstat-
bestände und anderer Verfol-
gungs- und Erhebungspraktiken
nicht möglich sind. Die politische
Gewalttätigkeit wie entsprechen-

de Gewaltbereitschaften scheinen
in den neuen Ländern merklich
stärker vertreten zu sein als in den
alten (vgl. z.B. Friedrich u.a. 1991;
Förster u.a. 1993; Deutsches Ju-
gendinstitut 1992; IPOS 1992;
Schneider/Hoffmann-Lange 1993;
Heitmeyeru.a.1995).Diesgiltganz
besonders deutlich für das poli-
tisch rechts geprägte Gewalt-Po-
tential (dazu detaillierter Möller
1993c; vgl. auch weiter unten).

Zumindest soweit die Polizei
(noch) nicht eingeschaltet wird,
scheint sich unter Gewaltakzep-
tierenden der Anteil Besseraus-
gebildeter bzw. in höheren
Bildungsgängen befindlicher
Jugendlicher überdurchschnitt-
lich stark zu vergrößern (vgl.
Mansel 1995).

Zwar ist der prozentuale Anteil
von Kindern, Jugendlichen und
Heranwachsenden an der Ge-
samtkriminalität innerhalb der
letzten zehn Jahre in Deutsch-
land gesunken, allerdings sind
die Kriminalitätsbelastungszif-
fern bei den über 14-Jährigen
rasant nach oben geschnellt. Vor-
nehmlich bei den Raubdelikten
schlagen sie zu Buche (vgl. Poli-
zeiliche Kriminalstatistik 1993,
75 und 221). Bei älteren Jugend-
lichen werden unterhalb der poli-
zeilichen Registrierungsschwelle
liegende Gewaltakzeptanzen im
Allgemeinen weniger registriert.
Sie bauen sich – zumindest nach
dem von einschlägigen Erhebun-
gen erweckten Anschein – ent-
weder tatsächlich ab (vgl. Behn-
ken u.a. 1991; Utzmann-Kromb-
holz 1994; Mansel 1995) oder ver-
lagern sich von eigenen Gewalt-
bereitschaften weg in Richtung
auf Forderungen nach staatlicher
Repression (vgl. Kaase/Neidhardt
1990; Heitmeyer u.a. 1992).

Unter geschlechtsspezifischer
Perspektive fällt das (PKS-regis-
trierte) neunfache Überwiegen
männlicher Gewalttäter ins Auge.
Zusätzlich scheint die Faustregel
zu gelten: Je härter das Delikt,
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1986 1988 1990 1994 Sign.<

7. Schuljahr

Sachbeschädigung 12,3 11,3 – 17,4 .001

Körperverletzung 28,1 29,9 – 35,7 .001

Erpressung 2,2 7,5 – 29,7 .001

Raub/Diebstahl
unter ersch. Umständen 19,4 13,2 – 29,7 .001

Mindestens eines 
der Delikte 41,2 38,2 – 53,4 .001

9. Schuljahr

Sachbeschädigung 14,4 12,1 13,2 19,6 .001

Körperverletzung 18,0 26,2 29,7 33,3 .001

Erpressung 2,2 10,7 12,7 20,7 .001

Raub/Diebstahl
unter ersch. Umständen 16,1 15,2 16,3 26,5 .001

Mindestens eines 
der Delikte 32,4 36,0 40,2 52,8 .001

Prozentualer Anteil von Jugendlichen, die angeben, entsprechende Handlungen
im Zeitraum des letzten Jahres mindestens einmal ausgeführt zu haben.
(Für 1990 liegen für die 7. Jahrgangsstufe keine Daten vor.) Quelle: Mansel 1995.
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zer u.a. 1991; Förster u.a. 1993;
Deutsches Jugendinstitut 1992;
Schneider/Hoffmann-Lange 1993;
Heitmeyer u.a. 1995). 

Überdurchschnittlich stark tra-
gen Jugendliche und junge
Erwachsene den Trend nach
rechts. Sowohl der Zuwachs
von organisatorischen Zusam-
menschlüssen und Wählerstim-
men als auch der von entspre-
chenden Haltungen und Aktio-
nen informeller Gruppierungen
wird wesentlich durch sie be-
wirkt. Mehr noch: Je radikaler
und militanter sich Rechtsextre-
mismus gebärdet, umso eher
wird er von jungen Leuten ausa-
giert (vgl. die o.a. Studien sowie
den Befund, dass rd. 90% der
fremdenfeindlichen Straftäter
der bis April 1992 registrierten
Delikte unter 25 Jahre alt waren).
Allerdings ist der Anteil erwach-
sener fremdenfeindlicher Straf-
täter – zumeist mit hoher allge-
meiner Kriminalitätsbelastung,
weit überdurchschnittlicher Ar-
beitslosigkeit und Affinität zu
rechtsextremen Gruppierungen –
im Anstieg begriffen und beträgt
inzwischen rd. 20% (vgl. Willems
u.a. 1994). 

Den Löwenanteil an rechter
Gewalttätigkeit stellen Jungen
und junge Männer. Mädchen
und junge Frauen spielen eher
am Rande und in bestimmten
Segmenten eine Rolle. Je violen-
ter der Rechtsextremismus nach
außen tritt, um so höher ist
der Anteil maskuliner Akteure.
Auf der Einstellungsebene
reduziert sich der Geschlech-
terabstand erheblich, ja kehrt
sich in einzelnen Frageberei-
chen sogar um. Offenbar verlau-
fen Anfälligkeiten geschlechts-
spezifisch (vgl. Möller 1991;
1995a). Insbesondere im Westen
der Republik zeigen sich aber
rein quantitativ betrachtet An-
gleichungstendenzen (Melzer
u.a. 1991; Schneider/Hoffmann-
Lange 1993; Heitmeyer u.a.
1995).

Soweit die Betrachtung rechts-
extreme Gewalttäter und ein-
schlägig Gewaltbereite betrifft,
ist auf der methodischen Grund-
lage polizeilicher Ermittlungs-
praxis, die sicher nur ein selek-
tives Abbild der realen Phäno-
mene bieten kann, ein eher
niederes Bildungsniveau und
eine Dominanz von Angehöri-
gen unterer Sozialmilieus fest-
stellbar. Arbeitslose sind bei
jugendlichen Tätern nur leicht,
bei Erwachsenen klar überdurch-
schnittlich vertreten; ansonsten
handelt es sich zumeist um
Facharbeiter bzw. ungelernte
Arbeiter. Auffällig viele Verdäch-
tigte und Verurteilte haben
bereits in der Vorzeit polizei-
liche Ermittlungen oder gar Ver-
urteilungen über sich ergehen
lassen müssen. Mehr oder minder
spontane, jedenfalls nicht oder
nur sehr selten organisato-
risch eingebundene oder gar
gesteuerte Gruppentaten im
Nahfeld des Lebensraums der
Täter, aus dem Kontext infor-
meller Cliquen heraus unter Alko-
holeinfluss begangen, domi-
nieren. Die Schwerpunktver-
lagerung der Tatorte von der
Kleinstadt zur Großstadt deutet
an, dass in jüngerer Zeit neben
Asylbewerbern auch stärker
die meist in städtischen
Agglomerationen lebenden
nationalen Minderheiten der
so genannten „Gastarbeiter“
Angriffsziel sind (vgl. detaillier-
ter: Willems 1993a; Willems u.a.
1994).

Soweit der Familienkontext nur
in formaler Hinsicht interessiert
(wie bei Willems 1993a und
Willems u.a. 1994), sind keine
diesbezüglichen Auffälligkeiten
bei rechtsextrem Orientierten
festzustellen. Wenn jedoch die
Qualität der Familienbeziehun-
gen auch hinter der Fassade for-
maler Intaktheit einbezogen
wird, zeigt sich – zumindest auf
der Ebene rechtsextremer Einstel-
lungen –, wie prekär das Fehlen
verlässlicher und emotional be-

friedigender Bindungen zu den
Eltern ist (vgl. Utzmann-Kromb-
holz 1994; auch Heitmeyer u.a.
1995). 

Erklärungsansätze

Zu unterscheiden sind Erklä-
rungsansätze, die sich entweder
nur auf die Existenz beziehungs-
weise Entwicklung von Gewalt
oder von Rechtsextremismus be-
ziehen und solche, die sich auf
die Verbindung von rechtsextre-
mer Gesinnung beziehungsweise
Handlung und Gewalt konzen-
trieren. Insofern Letztere im Mit-
telpunkt des Interesses dieses
Bandes steht, beschränken wir
uns hier auf entsprechend zuge-
schnittene Konzepte.

Soweit es sich bei ihnen nicht um
schlichte, leicht entkräftbare All-
tagstheorien handelt oder sie nur
einzelne Aspekte der Gesamtthe-
matik betreffen, auf die aus
Platzgründen hier nicht im Ein-
zelnen eingegangen werden
kann (vgl. etwa zu Ost-/West-Un-
terschieden z.B. neben den schon
genannten empirischen Untersu-
chungen zusammenfassend:
Pfahl-Traughber 1992; Heine-
mann/Schubarth 1992; Möller
1993c; zu Aspekten geschlechts-
spezifischer Anfälligkeit neben
den unten genannten Arbeiten
auch Birsl 1994; zur Skinhead-
Problematik z.B.: Farin/Seidel-
Pielen 1993; Mischkowitz 1994;
zum Zusammenhang mit Autori-
tarismus: Hopf 1990; Lederer
1993; Oesterreich 1993), kon-
kurrieren vor allem drei Ansätze
miteinander: das individualisie-
rungstheoretisch argumentieren-
de Theorem sozialer Desinte-
gration (Heitmeyer u.a.), die
Dominanzkulturthese (Rommels-
pacher, Holzkamp u.a.) und das
konflikt- und subkulturtheoreti-
sche Modell (Eckert, Willems u.a.).

Kernaussage des Individualisie-
rungstheorems ist, dass im Zuge
der Auflösung alltagsweltlicher,
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1989, bei der Europawahl 1989,
in Bayern 1990, in Bremen 1991,
in Baden-Württemberg und
Schleswig-Holstein 1992, in Ham-
burg 1993 sowie bei der Europa-
wahl 1994) wie auch für unorga-
nisierte politische Haltungen und
Aktionsweisen dieser Couleur.
Zentraler thematischer Kristallisa-
tionspunkt sind die mit der Mi-
gration verbundenen Probleme
für Deutschland als Aufnahmege-
sellschaft, zu deren Lösung Ab-
wehr und Ausgrenzung von Men-
schen anderer Nationalität pro-
pagiert wird.

Im Rahmen der in den letzten
10 Jahren um das 20fache gestie-
genen Zahl rechtsextremer Ge-
walttaten ist eine explosions-
artige Zunahme seit 1991 beson-
ders beunruhigend. Erschrecken-
de Zuspitzungen stellen die Eska-
lationen fremdenfeindlicher Ge-
walt seit dem Sommer 1991 dar.
Sie führten bis heute zu einer Sta-
bilisierung der Zahl entsprechen-
der Straftaten auf einem gegen-
über früher um ein Vielfaches er-
höhten Niveau. In diesem Bereich
lassen sich also Gewaltzuwächse
mit Sicherheit konstatieren (siehe
Tabelle: Fremdenfeindliche Straf-
taten 1991 bis 1994). Bedro-
hungsdelikte eingerechnet sind
ca. 40% bis 50% dieser Straftaten
als Gewalttaten einzustufen. Der
Rest besteht im Wesentlichen aus
Propagandadelikten. Letztere
haben im Gegensatz zu den
Gewalttaten seit dem Jahre 1993
noch zugenommen, woraus sich
eine ideologische Verfestigung
der Szene ablesen läßt.

Ein Vergleich des Ostens und des
Westens der neuen Republik er-
gibt auf die jeweilige Einwohner-
zahl bezogen nach BKA-Erkennt-
nissen eine etwas stärkere Belas-
tung der neuen Länder. 

An der zahlenmäßigen Entwick-
lung fremdenfeindlicher Strafta-
ten ist außer ihrer Höhe beson-
ders problematisch, dass – bis auf
den Brandanschlag von Mölln,

der nicht Asylbewerberinnen und
Asylbewerbern, sondern erstmals
einer Gastarbeiterfamilie galt –
eine dramatische Zunahme jedes-
mal nach Aufsehen erregenden
Anschlägen eintrat. Statt eines
Mitleids- oder Solidarisierungsef-
fekts mit den Opfern setzt sich al-
so ein Stimulationseffekt für wei-
tere gleichgelagerte Aktionen
durch. Durch Signal-Gewalt wer-
den weitere Gewalt-Potenziale
aktivierbar. Hemmschwellen wer-
den offenbar übersprungen,
wenn Gewaltanwendung sich zu
normalisieren scheint. Legitima-
tionen scheinen dann dem Motto
folgen zu können: „Wenn die an-
deren so was machen, dann zei-
gen wir auch offen, was wir den-
ken“. Höchst problematisch müs-
sen sich in diesem Zusammen-
hang zum einen die vor allem
nach Hoyerswerda und Rostock
sowie innerhalb der Asylrechts-
Debatte beobachtbaren, ja vor-
herrschenden Reaktionen der
etablierten Politik, insbesondere
der Regierenden, erweisen, die
eher das so genannte „Ausländer-
problem“ als das Problem frem-
denfeindlicher Gewalt ins Visier
nehmen; zum anderen liefert ein
breites „Verständnis für rechtsra-
dikale Tendenzen aufgrund des
Ausländerproblems“ innerhalb
der deutschen Gesamt-Bevölke-
rung willkommene Legitimations-
hintergründe. Zum Zeitpunkt der
KrawallevonHoyerswerda imSep-
tember 1991 stellte eine EMNID-
Umfrage bei ca. einem Drittel
deutscher BürgerInnen solche
Haltungen fest (vgl. Der Spiegel
4/1992). Da kann nicht verwun-
dern, wenn Jugendliche selbst
gegenwärtig mehrheitlich der
Ansicht sind, angesichts alltägli-
cher Gewalt sei die aggressive Re-
aktion Jugendlicher verständlich,
und immer noch 12% (West) bzw.
18,6% (Ost) meinen: „Man muss
leider zur Gewalt greifen, weil
man nur so beachtet wird“ (vgl.
Heitmeyer u.a. 1995, 134).

Die zugrundeliegenden Menta-
litäten und ideologischen Ver-

satzstücke finden sich also nicht
nur bei den rechten Akteuren,
sondern streuen in ihren einzel-
nen Bestandteilen breit innerhalb
der deutschen Bevölkerung
(vgl. vor allem Heitmeyer 1987;
Friedrich u.a. 1991; Melzer u.a.
1991; Melzer 1992; Deutsches
Jugendinstitut 1992; Schneider/
Hoffmann-Lange 1993; IPOS
1993; Utzmann-Krombholz 1994;
Heitmeyer u.a. 1995) und auch
bei den Wählerinnen und
Wählern der großen Volkspartei-
en (vgl. Stöss 1993). Vorbehalte
gegenüber Migranten bis hin zu
expliziter Migrantenfeindlichkeit
steigen in den neunziger im Ver-
gleich zu den achtziger Jahren
an. Restriktionen werden in
erster Linie gegen weiteren
Zuzug, weniger gegen die seit
Jahrzehnten in Deutschland
lebenden und in Arbeit befind-
lichen Ausländer (und ihre Fami-
lien) gefordert. Die hartnäckigs-
ten Ressentiments betreffen Asyl-
bewerber (vgl. die entsprechen-
den ALLBUS- und IPOS-Studien;
Zusammenfassung bei Willems
1993a). Hintergrund der Dis-
tanzierungen sind eher selten
explizit rassistische Vorurteile,
häufiger hingegen Konkurrenz-
ängste, vor allem Wohnraum,
Arbeitsplätze und Sozialleis-
tungen betreffend, und Prob-
leme der inneren Sicherheit, die
man mit der Anwesenheit von
Ausländern in Deutschland ver-
bunden sieht (vgl. z.B. EMNID
1993; Utzmann-Krombholz 1994).
Hinzu kommt die subjektive
Wahrnehmung einer Bevortei-
lung von Ausländern gegenüber
Deutschen durch die Politiker;
dies wohl besonders bei der Be-
völkerung im Osten, die sich zu
über 80% als „Deutsche zweiter
Klasse“ behandelt sieht (vgl. Insti-
tut für Empirische Psychologie
1992) und vermutlich auch daher
in vergleichsweise höherem
Maße rechtsextreme Tendenzen
dahingehend offenbart, eigene
Integration über die Ausgren-
zung Nicht-Deutscher anzustre-
ben (vgl. Friedrich u.a. 1991; Mel-
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zer u.a. 1991; Förster u.a. 1993;
Deutsches Jugendinstitut 1992;
Schneider/Hoffmann-Lange 1993;
Heitmeyer u.a. 1995). 

Überdurchschnittlich stark tra-
gen Jugendliche und junge
Erwachsene den Trend nach
rechts. Sowohl der Zuwachs
von organisatorischen Zusam-
menschlüssen und Wählerstim-
men als auch der von entspre-
chenden Haltungen und Aktio-
nen informeller Gruppierungen
wird wesentlich durch sie be-
wirkt. Mehr noch: Je radikaler
und militanter sich Rechtsextre-
mismus gebärdet, umso eher
wird er von jungen Leuten ausa-
giert (vgl. die o.a. Studien sowie
den Befund, dass rd. 90% der
fremdenfeindlichen Straftäter
der bis April 1992 registrierten
Delikte unter 25 Jahre alt waren).
Allerdings ist der Anteil erwach-
sener fremdenfeindlicher Straf-
täter – zumeist mit hoher allge-
meiner Kriminalitätsbelastung,
weit überdurchschnittlicher Ar-
beitslosigkeit und Affinität zu
rechtsextremen Gruppierungen –
im Anstieg begriffen und beträgt
inzwischen rd. 20% (vgl. Willems
u.a. 1994). 

Den Löwenanteil an rechter
Gewalttätigkeit stellen Jungen
und junge Männer. Mädchen
und junge Frauen spielen eher
am Rande und in bestimmten
Segmenten eine Rolle. Je violen-
ter der Rechtsextremismus nach
außen tritt, um so höher ist
der Anteil maskuliner Akteure.
Auf der Einstellungsebene
reduziert sich der Geschlech-
terabstand erheblich, ja kehrt
sich in einzelnen Frageberei-
chen sogar um. Offenbar verlau-
fen Anfälligkeiten geschlechts-
spezifisch (vgl. Möller 1991;
1995a). Insbesondere im Westen
der Republik zeigen sich aber
rein quantitativ betrachtet An-
gleichungstendenzen (Melzer
u.a. 1991; Schneider/Hoffmann-
Lange 1993; Heitmeyer u.a.
1995).

Soweit die Betrachtung rechts-
extreme Gewalttäter und ein-
schlägig Gewaltbereite betrifft,
ist auf der methodischen Grund-
lage polizeilicher Ermittlungs-
praxis, die sicher nur ein selek-
tives Abbild der realen Phäno-
mene bieten kann, ein eher
niederes Bildungsniveau und
eine Dominanz von Angehöri-
gen unterer Sozialmilieus fest-
stellbar. Arbeitslose sind bei
jugendlichen Tätern nur leicht,
bei Erwachsenen klar überdurch-
schnittlich vertreten; ansonsten
handelt es sich zumeist um
Facharbeiter bzw. ungelernte
Arbeiter. Auffällig viele Verdäch-
tigte und Verurteilte haben
bereits in der Vorzeit polizei-
liche Ermittlungen oder gar Ver-
urteilungen über sich ergehen
lassen müssen. Mehr oder minder
spontane, jedenfalls nicht oder
nur sehr selten organisato-
risch eingebundene oder gar
gesteuerte Gruppentaten im
Nahfeld des Lebensraums der
Täter, aus dem Kontext infor-
meller Cliquen heraus unter Alko-
holeinfluss begangen, domi-
nieren. Die Schwerpunktver-
lagerung der Tatorte von der
Kleinstadt zur Großstadt deutet
an, dass in jüngerer Zeit neben
Asylbewerbern auch stärker
die meist in städtischen
Agglomerationen lebenden
nationalen Minderheiten der
so genannten „Gastarbeiter“
Angriffsziel sind (vgl. detaillier-
ter: Willems 1993a; Willems u.a.
1994).

Soweit der Familienkontext nur
in formaler Hinsicht interessiert
(wie bei Willems 1993a und
Willems u.a. 1994), sind keine
diesbezüglichen Auffälligkeiten
bei rechtsextrem Orientierten
festzustellen. Wenn jedoch die
Qualität der Familienbeziehun-
gen auch hinter der Fassade for-
maler Intaktheit einbezogen
wird, zeigt sich – zumindest auf
der Ebene rechtsextremer Einstel-
lungen –, wie prekär das Fehlen
verlässlicher und emotional be-

friedigender Bindungen zu den
Eltern ist (vgl. Utzmann-Kromb-
holz 1994; auch Heitmeyer u.a.
1995). 

Erklärungsansätze

Zu unterscheiden sind Erklä-
rungsansätze, die sich entweder
nur auf die Existenz beziehungs-
weise Entwicklung von Gewalt
oder von Rechtsextremismus be-
ziehen und solche, die sich auf
die Verbindung von rechtsextre-
mer Gesinnung beziehungsweise
Handlung und Gewalt konzen-
trieren. Insofern Letztere im Mit-
telpunkt des Interesses dieses
Bandes steht, beschränken wir
uns hier auf entsprechend zuge-
schnittene Konzepte.

Soweit es sich bei ihnen nicht um
schlichte, leicht entkräftbare All-
tagstheorien handelt oder sie nur
einzelne Aspekte der Gesamtthe-
matik betreffen, auf die aus
Platzgründen hier nicht im Ein-
zelnen eingegangen werden
kann (vgl. etwa zu Ost-/West-Un-
terschieden z.B. neben den schon
genannten empirischen Untersu-
chungen zusammenfassend:
Pfahl-Traughber 1992; Heine-
mann/Schubarth 1992; Möller
1993c; zu Aspekten geschlechts-
spezifischer Anfälligkeit neben
den unten genannten Arbeiten
auch Birsl 1994; zur Skinhead-
Problematik z.B.: Farin/Seidel-
Pielen 1993; Mischkowitz 1994;
zum Zusammenhang mit Autori-
tarismus: Hopf 1990; Lederer
1993; Oesterreich 1993), kon-
kurrieren vor allem drei Ansätze
miteinander: das individualisie-
rungstheoretisch argumentieren-
de Theorem sozialer Desinte-
gration (Heitmeyer u.a.), die
Dominanzkulturthese (Rommels-
pacher, Holzkamp u.a.) und das
konflikt- und subkulturtheoreti-
sche Modell (Eckert, Willems u.a.).

Kernaussage des Individualisie-
rungstheorems ist, dass im Zuge
der Auflösung alltagsweltlicher,
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1989, bei der Europawahl 1989,
in Bayern 1990, in Bremen 1991,
in Baden-Württemberg und
Schleswig-Holstein 1992, in Ham-
burg 1993 sowie bei der Europa-
wahl 1994) wie auch für unorga-
nisierte politische Haltungen und
Aktionsweisen dieser Couleur.
Zentraler thematischer Kristallisa-
tionspunkt sind die mit der Mi-
gration verbundenen Probleme
für Deutschland als Aufnahmege-
sellschaft, zu deren Lösung Ab-
wehr und Ausgrenzung von Men-
schen anderer Nationalität pro-
pagiert wird.

Im Rahmen der in den letzten
10 Jahren um das 20fache gestie-
genen Zahl rechtsextremer Ge-
walttaten ist eine explosions-
artige Zunahme seit 1991 beson-
ders beunruhigend. Erschrecken-
de Zuspitzungen stellen die Eska-
lationen fremdenfeindlicher Ge-
walt seit dem Sommer 1991 dar.
Sie führten bis heute zu einer Sta-
bilisierung der Zahl entsprechen-
der Straftaten auf einem gegen-
über früher um ein Vielfaches er-
höhten Niveau. In diesem Bereich
lassen sich also Gewaltzuwächse
mit Sicherheit konstatieren (siehe
Tabelle: Fremdenfeindliche Straf-
taten 1991 bis 1994). Bedro-
hungsdelikte eingerechnet sind
ca. 40% bis 50% dieser Straftaten
als Gewalttaten einzustufen. Der
Rest besteht im Wesentlichen aus
Propagandadelikten. Letztere
haben im Gegensatz zu den
Gewalttaten seit dem Jahre 1993
noch zugenommen, woraus sich
eine ideologische Verfestigung
der Szene ablesen läßt.

Ein Vergleich des Ostens und des
Westens der neuen Republik er-
gibt auf die jeweilige Einwohner-
zahl bezogen nach BKA-Erkennt-
nissen eine etwas stärkere Belas-
tung der neuen Länder. 

An der zahlenmäßigen Entwick-
lung fremdenfeindlicher Strafta-
ten ist außer ihrer Höhe beson-
ders problematisch, dass – bis auf
den Brandanschlag von Mölln,

der nicht Asylbewerberinnen und
Asylbewerbern, sondern erstmals
einer Gastarbeiterfamilie galt –
eine dramatische Zunahme jedes-
mal nach Aufsehen erregenden
Anschlägen eintrat. Statt eines
Mitleids- oder Solidarisierungsef-
fekts mit den Opfern setzt sich al-
so ein Stimulationseffekt für wei-
tere gleichgelagerte Aktionen
durch. Durch Signal-Gewalt wer-
den weitere Gewalt-Potenziale
aktivierbar. Hemmschwellen wer-
den offenbar übersprungen,
wenn Gewaltanwendung sich zu
normalisieren scheint. Legitima-
tionen scheinen dann dem Motto
folgen zu können: „Wenn die an-
deren so was machen, dann zei-
gen wir auch offen, was wir den-
ken“. Höchst problematisch müs-
sen sich in diesem Zusammen-
hang zum einen die vor allem
nach Hoyerswerda und Rostock
sowie innerhalb der Asylrechts-
Debatte beobachtbaren, ja vor-
herrschenden Reaktionen der
etablierten Politik, insbesondere
der Regierenden, erweisen, die
eher das so genannte „Ausländer-
problem“ als das Problem frem-
denfeindlicher Gewalt ins Visier
nehmen; zum anderen liefert ein
breites „Verständnis für rechtsra-
dikale Tendenzen aufgrund des
Ausländerproblems“ innerhalb
der deutschen Gesamt-Bevölke-
rung willkommene Legitimations-
hintergründe. Zum Zeitpunkt der
KrawallevonHoyerswerda imSep-
tember 1991 stellte eine EMNID-
Umfrage bei ca. einem Drittel
deutscher BürgerInnen solche
Haltungen fest (vgl. Der Spiegel
4/1992). Da kann nicht verwun-
dern, wenn Jugendliche selbst
gegenwärtig mehrheitlich der
Ansicht sind, angesichts alltägli-
cher Gewalt sei die aggressive Re-
aktion Jugendlicher verständlich,
und immer noch 12% (West) bzw.
18,6% (Ost) meinen: „Man muss
leider zur Gewalt greifen, weil
man nur so beachtet wird“ (vgl.
Heitmeyer u.a. 1995, 134).

Die zugrundeliegenden Menta-
litäten und ideologischen Ver-

satzstücke finden sich also nicht
nur bei den rechten Akteuren,
sondern streuen in ihren einzel-
nen Bestandteilen breit innerhalb
der deutschen Bevölkerung
(vgl. vor allem Heitmeyer 1987;
Friedrich u.a. 1991; Melzer u.a.
1991; Melzer 1992; Deutsches
Jugendinstitut 1992; Schneider/
Hoffmann-Lange 1993; IPOS
1993; Utzmann-Krombholz 1994;
Heitmeyer u.a. 1995) und auch
bei den Wählerinnen und
Wählern der großen Volkspartei-
en (vgl. Stöss 1993). Vorbehalte
gegenüber Migranten bis hin zu
expliziter Migrantenfeindlichkeit
steigen in den neunziger im Ver-
gleich zu den achtziger Jahren
an. Restriktionen werden in
erster Linie gegen weiteren
Zuzug, weniger gegen die seit
Jahrzehnten in Deutschland
lebenden und in Arbeit befind-
lichen Ausländer (und ihre Fami-
lien) gefordert. Die hartnäckigs-
ten Ressentiments betreffen Asyl-
bewerber (vgl. die entsprechen-
den ALLBUS- und IPOS-Studien;
Zusammenfassung bei Willems
1993a). Hintergrund der Dis-
tanzierungen sind eher selten
explizit rassistische Vorurteile,
häufiger hingegen Konkurrenz-
ängste, vor allem Wohnraum,
Arbeitsplätze und Sozialleis-
tungen betreffend, und Prob-
leme der inneren Sicherheit, die
man mit der Anwesenheit von
Ausländern in Deutschland ver-
bunden sieht (vgl. z.B. EMNID
1993; Utzmann-Krombholz 1994).
Hinzu kommt die subjektive
Wahrnehmung einer Bevortei-
lung von Ausländern gegenüber
Deutschen durch die Politiker;
dies wohl besonders bei der Be-
völkerung im Osten, die sich zu
über 80% als „Deutsche zweiter
Klasse“ behandelt sieht (vgl. Insti-
tut für Empirische Psychologie
1992) und vermutlich auch daher
in vergleichsweise höherem
Maße rechtsextreme Tendenzen
dahingehend offenbart, eigene
Integration über die Ausgren-
zung Nicht-Deutscher anzustre-
ben (vgl. Friedrich u.a. 1991; Mel-
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damit aber in angestammte Män-
nerbereiche versetzt, innerhalb
derer sie noch nicht auf einen
bewährten Bestand weiblicher
Durchsetzungsstrategien zurück-
greifen können. Vielmehr müssen
sie diese größtenteils entweder
erst neu entwickeln oder ihrer
geschlechtsspezifischen Facettie-
rung gänzlich entkleiden. Wäh-
rend manche dabei zu scheitern
drohen, deshalb den Rückzug in
überkommene Rollenmuster an-
treten und damit dem konservati-
ven bis reaktionären, gleichwohl
als Signum gesellschaftlichen Neu-
aufbruchs „verkauften“ Frauen-
bild der Rechten entsprechen,
steuern andere quasi eine „ver-
quere Emanzipation“ durch den
Versuch einer Männerrollen-Imi-
tation an, für die maskulinisti-
sches Verhalten als Inbegriff von
Stärke und Handlungsmächtig-
keit erscheint. Während Erstge-
nannte sich etwa bei den „Repu-
blikanern“ wiederfinden, halten
sich Letztere im Umfeld gewalt-
bereiter rechtsorientierter Jun-
gen-Cliquen – etwa in Teilen der
Skinhead-Szene – auf.

Nicht wenige Männer und Jun-
gen hingegen suchen die von
ihnen empfundenen geschlechts-
spezifischen Individualisierungs-
verluste durch einen Rückgriff
auf althergebrachte Männlich-
keitsmuster zu kompensieren.
Das prämoderne Männlichkeits-
bild rechter Ideologie mit seiner
Lobpreisung von Werten wie
(Körper-)Kraft, Schmerzresistenz,
rücksichtsloser Opferbereitschaft
für eine als richtig erachtete Idee
und Soldatentum bietet entspre-
chende Vorbilder zuhauf. Einer-
seits fand es im historischen
Faschismus seine prekäre Zuspit-
zung, so dass er als ideologischer
Fundus dienen kann. Anderer-
seits kann es aber auch – und dies
macht gerade seine in der Gegen-
wart anhaltende Brisanz aus –
auf weit verbreiteten Prinzipien
männlicher Sozialisation auf-
bauen (vgl. Böhnisch/Winter
1993), als deren Konsequenz die

Akzeptanz von sozialer Ungleich-
heit, Ungleichbehandlung und
Gewalt, also die Kernelemente
des rechten Extremismus, ge-
stärkt und mehr oder minder
subtil gefördert wird.

Die Vertreterinnen und Vertreter
der Dominanzkulturthese werfen
nun dem von ihnen als „Defizit-
these“ etikettierten, im Kern
individualisierungtheoretisch ar-
gumentierenden Ansatz vor, ge-
schlechtsspezifische Differenzen
bei Rechtstendenzen allenfalls
marginal zum Thema zu machen
und in Ermangelung eines theo-
riegeleiteten Rekurses auf die
soziale Grundkategorie „Ge-
schlecht“ daher auch nicht er-
klären zu können. Es fehle die
Einsicht darin, dass die beiden
Kernelemente von Rechtsextre-
mismus, Ungleichheitsideologien
bzw. -mentalitäten und persona-
le Gewaltakzeptanz, in bestimm-
ter Weise auch die gesellschaft-
lich dominierende Form des Ge-
schlechterverhältnisses durchzö-
gen (vgl. Holzkamp/Rommelspa-
cher 1991, 33). Deshalb lege die
„Defizitthese“ die grundlegende
Geschlechterhierarchisierung der
„patriarchalen Kultur“ (ebd.)
nicht frei, konstruiere rechtsex-
treme Tendenzen als bloßes
Problem marginalisierter Jugend-
licher und entlaste die Täter
rassistischer Gewalt durch die
Konstruktion einer Opferrolle
für sie. Sie verfehle, sie als
auf entsprechende gesellschaft-
liche „Hinweisreize“ (etwa der
BILD-Zeitung) reagierende Exe-
kutanten männlicher Dominanz,
„unbewusster gesellschaftlicher
Aggressionen“ sowie des damit
„elementar“ zusammenhän-
genden (vgl. ebd., 34) „struktu-
rellen Rassismus“ (Rommel-
spacher 1993a, 80) einer auf
kapitalistisch motivierte Expan-
sion und egoistische Privile-
giensicherung setzenden deut-
schen „Interessengemeinschaft
von Wohlstandsbürgern“ (dies.
1993b, 203) begreifen zu kön-
nen.

Insofern „Kennzeichen ‚herr-
schender‘ Ideologien“ sei, „dass
sie Teil des Selbstverständnisses
der Unterdrückten werden“
(ebd., 205), könnten Frauen und
Mädchen auch als Kollabora-
teurinnen von Männern und
Jungen auftreten, zumal auch
sie sich nicht über eine vor-
schnelle Gleichsetzung von
Rassismus und Sexismus (vgl.
ebd.) aus der um Ab- und
Ausgrenzung bemühten Mehr-
heitskultur der „weißen, christ-
lich sozialisierten Deutschen“
herausstehlen und aus den ent-
sprechenden Abwehrhaltungen
und/oder gar -kämpfen gegen-
über Migrantinnen und Migran-
ten heraushalten könnten.

Eine nüchterne Durchmusterung
der Argumente lässt erkennen:
Das wohl 1991 erstmals publizier-
te, allerdings auch 1993 immer
noch vorgebrachte Monitum der
„Geschlechtsblindheit“ trifft in
der Tat sehr weitgehend auf die
1987 erstmals aufgelegte Heit-
meyer-Studie über rechtsextreme
Orientierungen bei Jugendlichen
zu – ebenso wie im Allgemeinen
auf die bis dahin veröffentlichten
anderen thematisch einschlägi-
gen Untersuchungen. Es kann
jedoch spätestens seit 1991, nach-
weislich eigentlich schon seit
Ende 1990 (vgl. Möller 1990),
nicht mehr ohne weiteres auf-
recht erhalten werden (vgl. Siller
1991; Möller 1991, 1993a), wie
z.B. Meyer (1993) auch richtig er-
kennt. Seine Neuauflage (vgl.
Holzkamp/Rommelspacher 1991;
Rommelspacher 1991, 1993a, b)
steht in umgekehrt proportiona-
lem Verhältnis zu seiner Stichhal-
tigkeit. Davon unberührt bleibt
die Feststellung, dass es insgesamt
in der einschlägigen Forschungs-
landschaft eklatante Lücken ge-
schlechtsspezifisch reflektieren-
der empirischer Forschung gibt –
gerade bei den Vertreterinnen
der Dominanzkulturthese.

Ähnlich überholt ist das Argu-
ment, Ungleichheit und Gewalt
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von Generation zu Generation
tradierter, gleichsam „natur-
wüchsiger“ Milieus mit ihren spe-
zifischen Wohn- und Kommuni-
kationsformen sowie politischen
Werte- und Deutungswelten tief-
greifende Wandlungsprozesse
der sozialen Beziehungen zwi-
schen den Subjekten um sich ge-
griffen haben. Die Subjekte wer-
den sukzessive aus traditionellen
Bindungen und Versorgungsbe-
zügen herausgelöst und auf ihr
individuelles (Arbeitsmarkt-)
Schicksal mit seinen Chancen und
Risiken verwiesen. Der vereinzel-
te Einzelne wird zum „Planungs-
büro seines eigenen Lebenlaufs“
(Ulrich Beck). Soziale Ungleich-
heit individualisiert sich. Moder-
nisierungsprozesse sind die sozi-
alstrukturelle Basis dafür. Dazu
zählen vor allem die Erhöhung
sozialer und räumlicher Mobi-
lität, die dadurch bedingte Urba-
nisierung der Wohnumwelten,
die Schaffung sozialstaatlicher
Sicherungs- und Steuerungs-
systeme, verfeinerte Binnendiffe-
renzierungen in beruflichen und
betrieblichen bzw. behördlichen
Status-Hierarchien, der Rückgang
der Erwerbsarbeitszeit, die Aus-
weitung von Konkurrenz-Bezie-
hungen etwa auf das Bildungs-
system und damit ihre biographi-
sche Vorverlagerung auf den
Kern der heutigen Jugendphase,
die Internationalisierung von Ab-
hängigkeiten, insbesondere von
Arbeitsmarktabhängigkeiten und
die davon ausgelösten länder-
und kulturübergreifenden Migra-
tionsprozesse rund um den Erd-
ball, die Mediatisierung der Infor-
mationsübermittlung und der Er-
fahrungsproduktion sowie die
Virtualisierung des Kommunikati-
onssystems, die Verrechtlichung
intersubjektiver Beziehungen,
die Monetarisierung sozialer
Hilfeleistungen, die Prägung von
Präsentations- wie Wahrneh-
mungsweisen durch Besitz von
Konsumartikeln.

Folge für das politische Orientie-
rungsverhalten ist eine Enttra-

ditionalisierung „ständisch“ ein-
gefärbter Klassenlagen und das
Verblassen der vormaligen Evi-
denz, in einer Klassengesellschaft
zu leben. Von daher zerbröseln
die Selbstverständlichkeiten einer
unter Berufung auf Traditionen
vornehmbaren politischen Veror-
tung der eigenen Person. Dieser
Umstand bringt einerseits eine
historisch neuartige Optionsviel-
falt, als deren Kehrseite anderer-
seits aber auch weitreichende
Verunsicherungen für die Indivi-
duen mit sich, weil der traditions-
vermittelte, kollektive Erfah-
rungs- und Deutungszusammen-
hang verloren geht und inter-
mediäre Instanzen wie Familie,
Arbeitsgruppe, Nachbarschaft
u.ä. in ihrer Bedeutung für die
politische Orientierung ihren
alten Stellenwert einbüßen.
Gleichzeitig nimmt die Komple-
xität und globale Vernetzung
sozio-politischer Problem- und
Konfliktlagen in einer Weise zu,
die ihre individuelle Bearbei-
tungsmöglichkeit immer unwahr-
scheinlicher werden lässt. Das Ab-
schmelzen der Milieus und ihrer
Orientierungsfunktionen hinter-
lässt damit gleichsam ein Vakuum
sozialer und politischer Standort-
bestimmung und Identitätsbil-
dung. Es schlägt sich auf der
Schattenseite des Individualisie-
rungsprozesses als verunsichern-
de soziale Desintegration nieder.
Die Medien des Erwerbs und Er-
halts von Anerkennung – einer
Anerkennung, die sowohl Wert-
schätzung, aber auch vor allem
gleichsam noch „darunter“ das
Zuerkennen gleicher sozialer, kul-
tureller und politischer Rechte
meint – verlieren dadurch ihre
Verbindlichkeit bzw. entschwin-
den. In eben diese Leerstelle kön-
nen nun Angebote ethno-biolo-
gischer oder anderweitig (quasi-)
naturvermittelter Zuordnungs-
merkmale hineinstoßen. Die Ein-
grenzung bzw. Abgrenzung der
eigenen Person, Gruppe oder
Ethnie wird dann über „naturver-
mittelte“ Ungleichheitskriterien
wie Rasse, Hautfarbe, Nation,

Geschlecht etc. ansteuerbar. Fünf
Beschaffenheiten machen diese
Merkmale dafür scheinbar so
tauglich. Sie sind sinnlich konkret
wahrnehmbar, weisen zeitliche
Konstanz auf, sind praktisch irre-
versibel, ihr Besitz ist ebensowe-
nig argumentativ erworben wie
argumentativ abweisbar, und sie
können als Ausgleich für soziale
Verluste in zentralen gesellschaft-
lichen Leistungsbereichen dien-
lich sein. Gerade bei Jugendli-
chen können sie umso mehr ver-
fangen, als die sich in jener
Lebensphase befinden, die auf
den Erwerb und die Ausbildung
einer eigenständigen Identität
zugeschnitten ist und innerhalb
derer deshalb Fragen von Selbst-
bild, Zugehörigkeit und Differenz
hochgradig virulent werden und
auf Antwort drängen. Je tiefer
die Verunsicherung subjektiv
erlebt wird, desto nahe liegender
wird es prinzipiell, die Gewalt-
Option zu Darstellungs- und
Durchsetzungszwecken zu wäh-
len. Dabei setzen Jugendliche
nicht nur aus entwicklungspsy-
chologischen Gründen, sondern
auch weil ihnen Zugänge zu
legitimen Gewaltformen fehlen,
teilweise eher auf physische Ge-
waltsamkeit. Sie meinen sie mit in
weiten Teilen der Gesellschaft va-
gabundierenden und auch teils
als Begründungen für legalisti-
sche Gewaltpraktiken dienenden
biologischen oder biologistischen
Ausgrenzungskriterien unterle-
gen zu können. 

Aufweichungstendenzen vorgeb-
licher Normalitäten der Lebens-
führung und Identitätsbildung
betreffen auch zentral ge-
schlechtsspezifische Verhaltens-
und Orientierungskerne: Tradier-
te Identifikations- und Rollenbe-
züge erodieren zusehends.
Mädchen und Frauen gewinnen
damit einerseits neue Optionen
auf ein selbstbestimmteres Leben,
in dem nicht zuletzt Beruf, Politik
und Öffentlichkeit einen Bedeu-
tungszugewinn verbuchen kön-
nen. Andererseits sehen sie sich
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damit aber in angestammte Män-
nerbereiche versetzt, innerhalb
derer sie noch nicht auf einen
bewährten Bestand weiblicher
Durchsetzungsstrategien zurück-
greifen können. Vielmehr müssen
sie diese größtenteils entweder
erst neu entwickeln oder ihrer
geschlechtsspezifischen Facettie-
rung gänzlich entkleiden. Wäh-
rend manche dabei zu scheitern
drohen, deshalb den Rückzug in
überkommene Rollenmuster an-
treten und damit dem konservati-
ven bis reaktionären, gleichwohl
als Signum gesellschaftlichen Neu-
aufbruchs „verkauften“ Frauen-
bild der Rechten entsprechen,
steuern andere quasi eine „ver-
quere Emanzipation“ durch den
Versuch einer Männerrollen-Imi-
tation an, für die maskulinisti-
sches Verhalten als Inbegriff von
Stärke und Handlungsmächtig-
keit erscheint. Während Erstge-
nannte sich etwa bei den „Repu-
blikanern“ wiederfinden, halten
sich Letztere im Umfeld gewalt-
bereiter rechtsorientierter Jun-
gen-Cliquen – etwa in Teilen der
Skinhead-Szene – auf.

Nicht wenige Männer und Jun-
gen hingegen suchen die von
ihnen empfundenen geschlechts-
spezifischen Individualisierungs-
verluste durch einen Rückgriff
auf althergebrachte Männlich-
keitsmuster zu kompensieren.
Das prämoderne Männlichkeits-
bild rechter Ideologie mit seiner
Lobpreisung von Werten wie
(Körper-)Kraft, Schmerzresistenz,
rücksichtsloser Opferbereitschaft
für eine als richtig erachtete Idee
und Soldatentum bietet entspre-
chende Vorbilder zuhauf. Einer-
seits fand es im historischen
Faschismus seine prekäre Zuspit-
zung, so dass er als ideologischer
Fundus dienen kann. Anderer-
seits kann es aber auch – und dies
macht gerade seine in der Gegen-
wart anhaltende Brisanz aus –
auf weit verbreiteten Prinzipien
männlicher Sozialisation auf-
bauen (vgl. Böhnisch/Winter
1993), als deren Konsequenz die

Akzeptanz von sozialer Ungleich-
heit, Ungleichbehandlung und
Gewalt, also die Kernelemente
des rechten Extremismus, ge-
stärkt und mehr oder minder
subtil gefördert wird.

Die Vertreterinnen und Vertreter
der Dominanzkulturthese werfen
nun dem von ihnen als „Defizit-
these“ etikettierten, im Kern
individualisierungtheoretisch ar-
gumentierenden Ansatz vor, ge-
schlechtsspezifische Differenzen
bei Rechtstendenzen allenfalls
marginal zum Thema zu machen
und in Ermangelung eines theo-
riegeleiteten Rekurses auf die
soziale Grundkategorie „Ge-
schlecht“ daher auch nicht er-
klären zu können. Es fehle die
Einsicht darin, dass die beiden
Kernelemente von Rechtsextre-
mismus, Ungleichheitsideologien
bzw. -mentalitäten und persona-
le Gewaltakzeptanz, in bestimm-
ter Weise auch die gesellschaft-
lich dominierende Form des Ge-
schlechterverhältnisses durchzö-
gen (vgl. Holzkamp/Rommelspa-
cher 1991, 33). Deshalb lege die
„Defizitthese“ die grundlegende
Geschlechterhierarchisierung der
„patriarchalen Kultur“ (ebd.)
nicht frei, konstruiere rechtsex-
treme Tendenzen als bloßes
Problem marginalisierter Jugend-
licher und entlaste die Täter
rassistischer Gewalt durch die
Konstruktion einer Opferrolle
für sie. Sie verfehle, sie als
auf entsprechende gesellschaft-
liche „Hinweisreize“ (etwa der
BILD-Zeitung) reagierende Exe-
kutanten männlicher Dominanz,
„unbewusster gesellschaftlicher
Aggressionen“ sowie des damit
„elementar“ zusammenhän-
genden (vgl. ebd., 34) „struktu-
rellen Rassismus“ (Rommel-
spacher 1993a, 80) einer auf
kapitalistisch motivierte Expan-
sion und egoistische Privile-
giensicherung setzenden deut-
schen „Interessengemeinschaft
von Wohlstandsbürgern“ (dies.
1993b, 203) begreifen zu kön-
nen.

Insofern „Kennzeichen ‚herr-
schender‘ Ideologien“ sei, „dass
sie Teil des Selbstverständnisses
der Unterdrückten werden“
(ebd., 205), könnten Frauen und
Mädchen auch als Kollabora-
teurinnen von Männern und
Jungen auftreten, zumal auch
sie sich nicht über eine vor-
schnelle Gleichsetzung von
Rassismus und Sexismus (vgl.
ebd.) aus der um Ab- und
Ausgrenzung bemühten Mehr-
heitskultur der „weißen, christ-
lich sozialisierten Deutschen“
herausstehlen und aus den ent-
sprechenden Abwehrhaltungen
und/oder gar -kämpfen gegen-
über Migrantinnen und Migran-
ten heraushalten könnten.

Eine nüchterne Durchmusterung
der Argumente lässt erkennen:
Das wohl 1991 erstmals publizier-
te, allerdings auch 1993 immer
noch vorgebrachte Monitum der
„Geschlechtsblindheit“ trifft in
der Tat sehr weitgehend auf die
1987 erstmals aufgelegte Heit-
meyer-Studie über rechtsextreme
Orientierungen bei Jugendlichen
zu – ebenso wie im Allgemeinen
auf die bis dahin veröffentlichten
anderen thematisch einschlägi-
gen Untersuchungen. Es kann
jedoch spätestens seit 1991, nach-
weislich eigentlich schon seit
Ende 1990 (vgl. Möller 1990),
nicht mehr ohne weiteres auf-
recht erhalten werden (vgl. Siller
1991; Möller 1991, 1993a), wie
z.B. Meyer (1993) auch richtig er-
kennt. Seine Neuauflage (vgl.
Holzkamp/Rommelspacher 1991;
Rommelspacher 1991, 1993a, b)
steht in umgekehrt proportiona-
lem Verhältnis zu seiner Stichhal-
tigkeit. Davon unberührt bleibt
die Feststellung, dass es insgesamt
in der einschlägigen Forschungs-
landschaft eklatante Lücken ge-
schlechtsspezifisch reflektieren-
der empirischer Forschung gibt –
gerade bei den Vertreterinnen
der Dominanzkulturthese.

Ähnlich überholt ist das Argu-
ment, Ungleichheit und Gewalt
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von Generation zu Generation
tradierter, gleichsam „natur-
wüchsiger“ Milieus mit ihren spe-
zifischen Wohn- und Kommuni-
kationsformen sowie politischen
Werte- und Deutungswelten tief-
greifende Wandlungsprozesse
der sozialen Beziehungen zwi-
schen den Subjekten um sich ge-
griffen haben. Die Subjekte wer-
den sukzessive aus traditionellen
Bindungen und Versorgungsbe-
zügen herausgelöst und auf ihr
individuelles (Arbeitsmarkt-)
Schicksal mit seinen Chancen und
Risiken verwiesen. Der vereinzel-
te Einzelne wird zum „Planungs-
büro seines eigenen Lebenlaufs“
(Ulrich Beck). Soziale Ungleich-
heit individualisiert sich. Moder-
nisierungsprozesse sind die sozi-
alstrukturelle Basis dafür. Dazu
zählen vor allem die Erhöhung
sozialer und räumlicher Mobi-
lität, die dadurch bedingte Urba-
nisierung der Wohnumwelten,
die Schaffung sozialstaatlicher
Sicherungs- und Steuerungs-
systeme, verfeinerte Binnendiffe-
renzierungen in beruflichen und
betrieblichen bzw. behördlichen
Status-Hierarchien, der Rückgang
der Erwerbsarbeitszeit, die Aus-
weitung von Konkurrenz-Bezie-
hungen etwa auf das Bildungs-
system und damit ihre biographi-
sche Vorverlagerung auf den
Kern der heutigen Jugendphase,
die Internationalisierung von Ab-
hängigkeiten, insbesondere von
Arbeitsmarktabhängigkeiten und
die davon ausgelösten länder-
und kulturübergreifenden Migra-
tionsprozesse rund um den Erd-
ball, die Mediatisierung der Infor-
mationsübermittlung und der Er-
fahrungsproduktion sowie die
Virtualisierung des Kommunikati-
onssystems, die Verrechtlichung
intersubjektiver Beziehungen,
die Monetarisierung sozialer
Hilfeleistungen, die Prägung von
Präsentations- wie Wahrneh-
mungsweisen durch Besitz von
Konsumartikeln.

Folge für das politische Orientie-
rungsverhalten ist eine Enttra-

ditionalisierung „ständisch“ ein-
gefärbter Klassenlagen und das
Verblassen der vormaligen Evi-
denz, in einer Klassengesellschaft
zu leben. Von daher zerbröseln
die Selbstverständlichkeiten einer
unter Berufung auf Traditionen
vornehmbaren politischen Veror-
tung der eigenen Person. Dieser
Umstand bringt einerseits eine
historisch neuartige Optionsviel-
falt, als deren Kehrseite anderer-
seits aber auch weitreichende
Verunsicherungen für die Indivi-
duen mit sich, weil der traditions-
vermittelte, kollektive Erfah-
rungs- und Deutungszusammen-
hang verloren geht und inter-
mediäre Instanzen wie Familie,
Arbeitsgruppe, Nachbarschaft
u.ä. in ihrer Bedeutung für die
politische Orientierung ihren
alten Stellenwert einbüßen.
Gleichzeitig nimmt die Komple-
xität und globale Vernetzung
sozio-politischer Problem- und
Konfliktlagen in einer Weise zu,
die ihre individuelle Bearbei-
tungsmöglichkeit immer unwahr-
scheinlicher werden lässt. Das Ab-
schmelzen der Milieus und ihrer
Orientierungsfunktionen hinter-
lässt damit gleichsam ein Vakuum
sozialer und politischer Standort-
bestimmung und Identitätsbil-
dung. Es schlägt sich auf der
Schattenseite des Individualisie-
rungsprozesses als verunsichern-
de soziale Desintegration nieder.
Die Medien des Erwerbs und Er-
halts von Anerkennung – einer
Anerkennung, die sowohl Wert-
schätzung, aber auch vor allem
gleichsam noch „darunter“ das
Zuerkennen gleicher sozialer, kul-
tureller und politischer Rechte
meint – verlieren dadurch ihre
Verbindlichkeit bzw. entschwin-
den. In eben diese Leerstelle kön-
nen nun Angebote ethno-biolo-
gischer oder anderweitig (quasi-)
naturvermittelter Zuordnungs-
merkmale hineinstoßen. Die Ein-
grenzung bzw. Abgrenzung der
eigenen Person, Gruppe oder
Ethnie wird dann über „naturver-
mittelte“ Ungleichheitskriterien
wie Rasse, Hautfarbe, Nation,

Geschlecht etc. ansteuerbar. Fünf
Beschaffenheiten machen diese
Merkmale dafür scheinbar so
tauglich. Sie sind sinnlich konkret
wahrnehmbar, weisen zeitliche
Konstanz auf, sind praktisch irre-
versibel, ihr Besitz ist ebensowe-
nig argumentativ erworben wie
argumentativ abweisbar, und sie
können als Ausgleich für soziale
Verluste in zentralen gesellschaft-
lichen Leistungsbereichen dien-
lich sein. Gerade bei Jugendli-
chen können sie umso mehr ver-
fangen, als die sich in jener
Lebensphase befinden, die auf
den Erwerb und die Ausbildung
einer eigenständigen Identität
zugeschnitten ist und innerhalb
derer deshalb Fragen von Selbst-
bild, Zugehörigkeit und Differenz
hochgradig virulent werden und
auf Antwort drängen. Je tiefer
die Verunsicherung subjektiv
erlebt wird, desto nahe liegender
wird es prinzipiell, die Gewalt-
Option zu Darstellungs- und
Durchsetzungszwecken zu wäh-
len. Dabei setzen Jugendliche
nicht nur aus entwicklungspsy-
chologischen Gründen, sondern
auch weil ihnen Zugänge zu
legitimen Gewaltformen fehlen,
teilweise eher auf physische Ge-
waltsamkeit. Sie meinen sie mit in
weiten Teilen der Gesellschaft va-
gabundierenden und auch teils
als Begründungen für legalisti-
sche Gewaltpraktiken dienenden
biologischen oder biologistischen
Ausgrenzungskriterien unterle-
gen zu können. 

Aufweichungstendenzen vorgeb-
licher Normalitäten der Lebens-
führung und Identitätsbildung
betreffen auch zentral ge-
schlechtsspezifische Verhaltens-
und Orientierungskerne: Tradier-
te Identifikations- und Rollenbe-
züge erodieren zusehends.
Mädchen und Frauen gewinnen
damit einerseits neue Optionen
auf ein selbstbestimmteres Leben,
in dem nicht zuletzt Beruf, Politik
und Öffentlichkeit einen Bedeu-
tungszugewinn verbuchen kön-
nen. Andererseits sehen sie sich
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Unklar bleibt ebenfalls, wie die
mit Hans Jonas als „Alexander-
Syndrom“ bezeichnete, internali-
sierte Expansionstendenz von
Macht und Reichtum bei den ka-
pitalistisch sozialisierten Individu-
en des „goldenen“ Westens sich
aus der ihr inhärenten Offensive
in die Defensivstrategie der Privi-
legiensicherung umformt. Selbst
wenn objektiv die Verteidigung
des erreichten Wohlstandsni-
veaus im geographisch kleinen Si-
cherheitssektor des Globus des-
sen kolonialistische Bemächti-
gungsbestrebungen nicht zu
stoppen vermag, ja eher voraus-
setzt, geschieht doch subjektiv
die Abschottung des westlichen
Lebensstandards aus Bedro-
hungsgefühlen heraus. Verelen-
dungs- und Abstiegsängste gras-
sieren längst nicht mehr nur in
den unteren Schichten der Gesell-
schaft. Subjektive Empfindungen
wie diese aber lassen sich nicht
dadurch aus der Welt schaffen,
dass sie über ihre objektive
Falschheit aufgeklärt werden,
etwa dadurch, „die eigene Prä-
gung durch die Mehrheitskultur“
„bewusst zu machen“ (Rommels-
pacher 1993b, 207). Sie zu bear-
beiten, bedarf es vielmehr zu-
nächst eines Verständnisses für
ihre subjektive Funktionalität bei
jedem/r Einzelnen und der poli-
tischen Zuwendung zu den rea-
len und nicht nur phantasierten
Problemen, die sie auslösen.

Der konflikt- und subkulturtheo-
retische Ansatz hat gegenüber
der Dominanzkulturthese den
Vorteil, über eigene empirische
Unterfütterung (vorrangig durch
die o.e. Aktenanalysen von frem-
denfeindlichen Straftätern; vgl.
Willems 1993a sowie Willems u.a.
1994) zu verfügen. Auch er setzt
sich vornehmlich mit dem (in sei-
nen Anfängen älteren) individua-
lisierungstheoretischen Konzept
auseinander. Der Hauptvorwurf
ihm gegenüber geht dahin, es
könne zwar Orientierungsproble-
me und Anomietendenzen er-
klären, es sei aber zu großrahmig,

um Gewaltanwendung als Reak-
tion auf solche Momente ablei-
ten zu können, schließlich rea-
gierten die Individuen auch an-
ders auf Individualisierungsten-
denzen denn durch Gewalttätig-
keit. Zudem wird in Anrechnung
gebracht, „Hinweise auf defizitä-
re Familienstrukturen, auf beson-
dere soziale Problemlagen (wie
erhöhte Arbeitslosigkeit, fehlen-
der schulischer Abschluss) und ei-
ne vorherrschende soziale Her-
kunft der Tätergruppen aus der
Unterschicht k(ö)nnten nur für ei-
nen Teil der Tatverdächtigen ge-
funden werden“ (Willems 1993b,
145), die Unterstützung fremden-
feindlicher Gewalttaten durch
Nachbarn und Anwohner deute-
te gerade auf eine Integration in
die Nachbarschaft hin und der
ländliche Einzugsbereiche der Tä-
ter spräche nicht für wohl eher in
Großstädten kulminierende Indi-
vidualisierungserfahrungen als
Tathintergründe (vgl. Willems
1993a, 253f.; Willems u.a. 1994,
74). Außerdem zeige die Ge-
schichte, „dass gerade in hochin-
tegrierten Gesellschaften Gewalt
gegen Fremde ausgeübt wird,
dass dagegen Toleranz und Ach-
tung vor allgemeinen, d.h. nicht
auf die eigene Gruppe be-
schränkten, Menschenrechten
gerade den Abbau partikularisti-
scher und lokaler Integrationsme-
chanismen voraussetzen“ (Eckert
1993, 141).

Daher wird ein „konflikttheoreti-
scher Ansatz“ (Willems u.a. 1994)
favorisiert, in dessen Zentrum die
neuen „Einwanderungskonflikte
und die politische Brisanz von
Fremdheitserfahrungen“ (Wil-
lems 1993a) gerückt werden.
Fremdenangst, Fremdenfeind-
lichkeit und rechtsextreme Ge-
walt gegen Fremde entstehen da-
nach durch individuell und poli-
tisch nicht oder schlecht verarbei-
tete Fremdheitserlebnisse, die Re-
lativierung kultureller Standards,
die Veränderung von Lebensge-
wohnheiten sowie sich ausbrei-
tende Konkurrenzsituationen

durch Immigration, die ihrerseits
entweder ethnisch-kulturelle Di-
vergenzen konfliktgeladen zu Ta-
ge treten lassen oder die Ethnisie-
rung vorhandener sozialer Kon-
fliktlinien (z.B. von Verteilungs-
konflikten) generieren. Vorstel-
lungen von Verteilungsungerech-
tigkeiten im Sinne einer wahrge-
nommenen Privilegierung von
Immigrantinnen und Immigran-
ten können dann den Eindruck
relativer Deprivation heraufbe-
schwören. Die weite Verbreitung
solcher Konflikte und entspre-
chender Abschottungsreaktionen
der Einheimischen nahezu über-
all in den wohlhabenden Län-
dern Europas wird als Beleg für
die Internationalität, Nicht-Mar-
ginalität, fehlende Jugendspezi-
fik und Dauerhaftigkeit der Prob-
lematik angeführt. Eskalation
und räumliche Diffusion der Ge-
walttaten werden darauf zurück-
geführt, dass lokale Spannungen
im Umfeld von Aussiedler- und
Asylbewerberunterkünften auf-
grund ihrer mangelnden politi-
schen Bearbeitung Gewaltbereit-
schaften erzeugten bzw. vorhan-
dene politisch aufluden und die
entstehende Gewalt in der Lage
war, Aufmerksamkeit zu erzeu-
gen und zunächst scheinbare Lö-
sungen im Sinne ihrer Akteure
herbeizuführen, zumal sie im
Osten nur mangelhaft polizeilich
bekämpft und über flächen-
deckende Medienberichterstat-
tungen für Gleichgesinnte Vor-
bild-Charakter gewinnen konnte.
Eine entscheidende Funktion der
Produktion, Konfirmation und
Verstärkung von Gewaltbereit-
schaften und -motiven nehmen in
solchen Prozessen nach dieser
Auffassung die durch Individuali-
sierungsschübe sich ausdifferen-
zierenden, sich pluralisierenden
und miteinander um Geltung
konkurrierenden jugendlichen
Subkulturen ein, die immer stär-
ker medienkompatiblen und
marktförmigen Mechanismen der
Stilisierung ihres Angebots an
Anerkennungsmedien unterlie-
gen. Insofern marktförmige Kul-
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würden nicht als konstitutive Ele-
mente des gesellschaftlich domi-
nierenden Geschlechterverhält-
nisses begriffen (vgl. dagegen
z.B. Möller 1991, 37). Allerdings
lässt sich darüber streiten, ob zur
Kennzeichnung der herrschen-
den Geschlechterhierarchisierung
Begriffe wie „Patriarchat“ oder
„patriarchale Kultur“ (s.o.), die
einmal als „Kampfbegriff(e) ...
der Frauenbewegung“ Sinn ge-
habt haben mögen (Gerhard
1993, 13), (noch) analytischen Ge-
winn versprechen. Mit Ute Ger-
hard (1993, 12/13) ist jedenfalls
zu beobachten, dass „das Kon-
zept Patriarchalismus selbst in der
Frauenforschung heute größten-
teils als überholt (vgl. K. Hausen
1986), wenn nicht als wissen-
schaftlich unbrauchbar bezeich-
net wird (vgl. L. Gordon 1990,
22)“ und „in einem breiten und
nahezu selbstverständlichen Kon-
sens von ‚Geschlecht‘ –‚Gender‘
als dem seriöseren Begriff und
grundlegenderen Strukturie-
rungsprinzip“ abgelöst wurde.
Zumindest aus der Sicht von Jun-
gen- und Männerforschung lässt
sich aus der gender-Perspektive
die vorhandene Geschlechter-
hierarchisierung vorläufig am
besten mit der Begrifflichkeit der
„hegemonialen Männlichkeit“
fassen (vgl. Carrigan n.a. 1985;
Connell 1987, 1990). Sie bringt
– anders als der Patriarchats-Be-
griff – auch zum Ausdruck, dass
Männlichkeitsprinzipien nicht
nur als Unterdrückungsmechanis-
men für Frauen, sondern unter
Umständen auch für Männer
selbst wirksam sind und dass ent-
sprechende Strukturen sich eben-
so wenig zwangsläufig abbil-
dungskongruent in Männerper-
sönlichkeiten niederschlagen
müssen, wie sie von Frauen nicht
mitgetragen werden können.
Dieser Hinweis ist gerade im hier
fokussierten Zusammenhang
wichtig, weil er die Überlagerung
von geschlechtsspezifischer durch
kulturelle Hierarchisierung zu er-
klären hilft, die auch Holzkamp/
Rommelspacher sehen, wenn sie

etwa auf die privilegierte Rolle
der (deutschen) Frau „als Weiße
gegenüber Schwarzen, als Chri-
stin gegenüber Juden und Jüdin-
nen, als Besitzende gegenüber
Abhängigen und Besitzlosen“
(1991, 36) verweisen. Bei ihnen
bleibt jedoch der Zusammenhang
von „weiß-westlicher“ und
„männlicher“ Dominanzkultur
nur vage: Sie erklären nur, dass,
nicht aber wie, herrschende Ideo-
logien von den Unterdrückten
übernommen werden, und sehen
bei der Reaktion auf Andersartig-
keit vermittels Unterwerfungsbe-
strebungen „einen elementaren
Ursprung im herrschenden Um-
gang mit dem Geschlechterver-
hältnis“ (ebd., 34; nahezu wort-
gleich: Rommelspacher 1991, 85).
Fraglich bleibt, ob im praktizier-
ten Geschlechterverhältnis tat-
sächlich nur einer von mehreren
Ursprüngen oder der einzige
oder zumindest entscheidende
Ursprung verortet wird. Sollte
Letzteres nicht der Fall sein – wie
der unbestimmte Artikel es in der
oben zitierten Wendung gram-
matikalisch andeutet –, bleibt of-
fen, welche anderen Faktoren
mit jeweils welchen Gewichtun-
gen verantwortlich zu machen
sind. 

Ebenso unscharf wie die männli-
che Dominanzkultur durch den
zugrunde gelegten Patriarchats-
begriff gekennzeichnet wird,
wird der diagnostizierte mehr-
heitsgesellschaftliche Anspruch
auf „weiß-westlich-christliche“
Kulturdominanz mit Hilfe des
„Rassismus“-Begriffs gefasst:
Während anfänglich der „Rassis-
mus“-Begriff eher beiläufig the-
matisiert wird, rückt er inzwi-
schen in den Vordergrund und
wird als Gegenbegriff zu dem des
Rechtsextremismus aufgebaut,
dem vorgehalten wird, er ziele
primär auf die Randbereiche des
politischen Gesamtspektrums
(vgl. Rommelspacher 1993a, 72).
Ganz abgesehen davon, dass die-
se Kritik dem „soziologischen
Rechtsextremismus“-Begriff des

Individualisierungs-Ansatzes und
seinen permanent und längst vor
dem Auftauchen der „Dominanz-
kulturthese“ vorgetragenen Ver-
weisen auf die Verantwortung
gesellschaftlicher Zentralinstan-
zen und ihrer Vertreterinnen und
Vertreter nicht gerecht wird (vgl.
schon Heitmeyer 1987, auch Heit-
meyer 1990; zuletzt Heitmeyer
1993, 1994 und Möller 1993b,
1994), wird die „Rassismus“-Defi-
nition derart ausgeweitet, dass
sie ganz allgemein „die Herabset-
zung anderer Menschen, um ihre
Funktionalisierung für die eige-
nen Interessen und die Absiche-
rung des eigenen Status zu recht-
fertigen“ (Rommelspacher 1993a,
68), meint, unabhängig davon,
ob sie kulturalistisch oder biolo-
gistisch argumentiert. Diese Aus-
weitung trägt zweifellos – so z.B.
Chr. Hopf (1993, 381) – „zu einer
Vernebelung vorhandener Unter-
schiede in den Mustern und Moti-
ven fremdenfeindlicher Argu-
mentationen, Emotionen und
Handlungen bei und erschwert
insofern auch ihre wissenschaftli-
che Analyse“. Ein differenzierte-
rer Sprachgebrauch ist demge-
genüber in der Lage, die Unter-
schiedlichkeit und Kongruenz-
flächen z.B. nationalistischer,
ethnozentristischer, (neo)faschis-
tischer und rassistischer Mentali-
täten und Argumente zu markie-
ren. Die Hypothese von der struk-
turellen Verankerung von Rassis-
mus wirft zudem die von der
Dominanzkulturthese bislang
unbeantwortete Frage auf,
warum, diese vorausgesetzt,
denn nicht jedes Gesellschafts-
mitglied – und dies in gleicher
Weise – rassistisch ist oder wieso
nicht wenigstens alle Männer
bzw. männlichen Jugendlichen
auf vorliegende gesellschaftliche
Hinweisreize entsprechend
gleichgerichtet reagieren. Sie
verschweigt auch, ob und wenn
ja, wie die angenommenen
„unbewussten gesellschaftlichen
Aggressionen“ damit zusammen-
hängen und wieso sie überhaupt
„unbewusst“ sind.
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re Familienstrukturen, auf beson-
dere soziale Problemlagen (wie
erhöhte Arbeitslosigkeit, fehlen-
der schulischer Abschluss) und ei-
ne vorherrschende soziale Her-
kunft der Tätergruppen aus der
Unterschicht k(ö)nnten nur für ei-
nen Teil der Tatverdächtigen ge-
funden werden“ (Willems 1993b,
145), die Unterstützung fremden-
feindlicher Gewalttaten durch
Nachbarn und Anwohner deute-
te gerade auf eine Integration in
die Nachbarschaft hin und der
ländliche Einzugsbereiche der Tä-
ter spräche nicht für wohl eher in
Großstädten kulminierende Indi-
vidualisierungserfahrungen als
Tathintergründe (vgl. Willems
1993a, 253f.; Willems u.a. 1994,
74). Außerdem zeige die Ge-
schichte, „dass gerade in hochin-
tegrierten Gesellschaften Gewalt
gegen Fremde ausgeübt wird,
dass dagegen Toleranz und Ach-
tung vor allgemeinen, d.h. nicht
auf die eigene Gruppe be-
schränkten, Menschenrechten
gerade den Abbau partikularisti-
scher und lokaler Integrationsme-
chanismen voraussetzen“ (Eckert
1993, 141).

Daher wird ein „konflikttheoreti-
scher Ansatz“ (Willems u.a. 1994)
favorisiert, in dessen Zentrum die
neuen „Einwanderungskonflikte
und die politische Brisanz von
Fremdheitserfahrungen“ (Wil-
lems 1993a) gerückt werden.
Fremdenangst, Fremdenfeind-
lichkeit und rechtsextreme Ge-
walt gegen Fremde entstehen da-
nach durch individuell und poli-
tisch nicht oder schlecht verarbei-
tete Fremdheitserlebnisse, die Re-
lativierung kultureller Standards,
die Veränderung von Lebensge-
wohnheiten sowie sich ausbrei-
tende Konkurrenzsituationen

durch Immigration, die ihrerseits
entweder ethnisch-kulturelle Di-
vergenzen konfliktgeladen zu Ta-
ge treten lassen oder die Ethnisie-
rung vorhandener sozialer Kon-
fliktlinien (z.B. von Verteilungs-
konflikten) generieren. Vorstel-
lungen von Verteilungsungerech-
tigkeiten im Sinne einer wahrge-
nommenen Privilegierung von
Immigrantinnen und Immigran-
ten können dann den Eindruck
relativer Deprivation heraufbe-
schwören. Die weite Verbreitung
solcher Konflikte und entspre-
chender Abschottungsreaktionen
der Einheimischen nahezu über-
all in den wohlhabenden Län-
dern Europas wird als Beleg für
die Internationalität, Nicht-Mar-
ginalität, fehlende Jugendspezi-
fik und Dauerhaftigkeit der Prob-
lematik angeführt. Eskalation
und räumliche Diffusion der Ge-
walttaten werden darauf zurück-
geführt, dass lokale Spannungen
im Umfeld von Aussiedler- und
Asylbewerberunterkünften auf-
grund ihrer mangelnden politi-
schen Bearbeitung Gewaltbereit-
schaften erzeugten bzw. vorhan-
dene politisch aufluden und die
entstehende Gewalt in der Lage
war, Aufmerksamkeit zu erzeu-
gen und zunächst scheinbare Lö-
sungen im Sinne ihrer Akteure
herbeizuführen, zumal sie im
Osten nur mangelhaft polizeilich
bekämpft und über flächen-
deckende Medienberichterstat-
tungen für Gleichgesinnte Vor-
bild-Charakter gewinnen konnte.
Eine entscheidende Funktion der
Produktion, Konfirmation und
Verstärkung von Gewaltbereit-
schaften und -motiven nehmen in
solchen Prozessen nach dieser
Auffassung die durch Individuali-
sierungsschübe sich ausdifferen-
zierenden, sich pluralisierenden
und miteinander um Geltung
konkurrierenden jugendlichen
Subkulturen ein, die immer stär-
ker medienkompatiblen und
marktförmigen Mechanismen der
Stilisierung ihres Angebots an
Anerkennungsmedien unterlie-
gen. Insofern marktförmige Kul-
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würden nicht als konstitutive Ele-
mente des gesellschaftlich domi-
nierenden Geschlechterverhält-
nisses begriffen (vgl. dagegen
z.B. Möller 1991, 37). Allerdings
lässt sich darüber streiten, ob zur
Kennzeichnung der herrschen-
den Geschlechterhierarchisierung
Begriffe wie „Patriarchat“ oder
„patriarchale Kultur“ (s.o.), die
einmal als „Kampfbegriff(e) ...
der Frauenbewegung“ Sinn ge-
habt haben mögen (Gerhard
1993, 13), (noch) analytischen Ge-
winn versprechen. Mit Ute Ger-
hard (1993, 12/13) ist jedenfalls
zu beobachten, dass „das Kon-
zept Patriarchalismus selbst in der
Frauenforschung heute größten-
teils als überholt (vgl. K. Hausen
1986), wenn nicht als wissen-
schaftlich unbrauchbar bezeich-
net wird (vgl. L. Gordon 1990,
22)“ und „in einem breiten und
nahezu selbstverständlichen Kon-
sens von ‚Geschlecht‘ –‚Gender‘
als dem seriöseren Begriff und
grundlegenderen Strukturie-
rungsprinzip“ abgelöst wurde.
Zumindest aus der Sicht von Jun-
gen- und Männerforschung lässt
sich aus der gender-Perspektive
die vorhandene Geschlechter-
hierarchisierung vorläufig am
besten mit der Begrifflichkeit der
„hegemonialen Männlichkeit“
fassen (vgl. Carrigan n.a. 1985;
Connell 1987, 1990). Sie bringt
– anders als der Patriarchats-Be-
griff – auch zum Ausdruck, dass
Männlichkeitsprinzipien nicht
nur als Unterdrückungsmechanis-
men für Frauen, sondern unter
Umständen auch für Männer
selbst wirksam sind und dass ent-
sprechende Strukturen sich eben-
so wenig zwangsläufig abbil-
dungskongruent in Männerper-
sönlichkeiten niederschlagen
müssen, wie sie von Frauen nicht
mitgetragen werden können.
Dieser Hinweis ist gerade im hier
fokussierten Zusammenhang
wichtig, weil er die Überlagerung
von geschlechtsspezifischer durch
kulturelle Hierarchisierung zu er-
klären hilft, die auch Holzkamp/
Rommelspacher sehen, wenn sie

etwa auf die privilegierte Rolle
der (deutschen) Frau „als Weiße
gegenüber Schwarzen, als Chri-
stin gegenüber Juden und Jüdin-
nen, als Besitzende gegenüber
Abhängigen und Besitzlosen“
(1991, 36) verweisen. Bei ihnen
bleibt jedoch der Zusammenhang
von „weiß-westlicher“ und
„männlicher“ Dominanzkultur
nur vage: Sie erklären nur, dass,
nicht aber wie, herrschende Ideo-
logien von den Unterdrückten
übernommen werden, und sehen
bei der Reaktion auf Andersartig-
keit vermittels Unterwerfungsbe-
strebungen „einen elementaren
Ursprung im herrschenden Um-
gang mit dem Geschlechterver-
hältnis“ (ebd., 34; nahezu wort-
gleich: Rommelspacher 1991, 85).
Fraglich bleibt, ob im praktizier-
ten Geschlechterverhältnis tat-
sächlich nur einer von mehreren
Ursprüngen oder der einzige
oder zumindest entscheidende
Ursprung verortet wird. Sollte
Letzteres nicht der Fall sein – wie
der unbestimmte Artikel es in der
oben zitierten Wendung gram-
matikalisch andeutet –, bleibt of-
fen, welche anderen Faktoren
mit jeweils welchen Gewichtun-
gen verantwortlich zu machen
sind. 

Ebenso unscharf wie die männli-
che Dominanzkultur durch den
zugrunde gelegten Patriarchats-
begriff gekennzeichnet wird,
wird der diagnostizierte mehr-
heitsgesellschaftliche Anspruch
auf „weiß-westlich-christliche“
Kulturdominanz mit Hilfe des
„Rassismus“-Begriffs gefasst:
Während anfänglich der „Rassis-
mus“-Begriff eher beiläufig the-
matisiert wird, rückt er inzwi-
schen in den Vordergrund und
wird als Gegenbegriff zu dem des
Rechtsextremismus aufgebaut,
dem vorgehalten wird, er ziele
primär auf die Randbereiche des
politischen Gesamtspektrums
(vgl. Rommelspacher 1993a, 72).
Ganz abgesehen davon, dass die-
se Kritik dem „soziologischen
Rechtsextremismus“-Begriff des

Individualisierungs-Ansatzes und
seinen permanent und längst vor
dem Auftauchen der „Dominanz-
kulturthese“ vorgetragenen Ver-
weisen auf die Verantwortung
gesellschaftlicher Zentralinstan-
zen und ihrer Vertreterinnen und
Vertreter nicht gerecht wird (vgl.
schon Heitmeyer 1987, auch Heit-
meyer 1990; zuletzt Heitmeyer
1993, 1994 und Möller 1993b,
1994), wird die „Rassismus“-Defi-
nition derart ausgeweitet, dass
sie ganz allgemein „die Herabset-
zung anderer Menschen, um ihre
Funktionalisierung für die eige-
nen Interessen und die Absiche-
rung des eigenen Status zu recht-
fertigen“ (Rommelspacher 1993a,
68), meint, unabhängig davon,
ob sie kulturalistisch oder biolo-
gistisch argumentiert. Diese Aus-
weitung trägt zweifellos – so z.B.
Chr. Hopf (1993, 381) – „zu einer
Vernebelung vorhandener Unter-
schiede in den Mustern und Moti-
ven fremdenfeindlicher Argu-
mentationen, Emotionen und
Handlungen bei und erschwert
insofern auch ihre wissenschaftli-
che Analyse“. Ein differenzierte-
rer Sprachgebrauch ist demge-
genüber in der Lage, die Unter-
schiedlichkeit und Kongruenz-
flächen z.B. nationalistischer,
ethnozentristischer, (neo)faschis-
tischer und rassistischer Mentali-
täten und Argumente zu markie-
ren. Die Hypothese von der struk-
turellen Verankerung von Rassis-
mus wirft zudem die von der
Dominanzkulturthese bislang
unbeantwortete Frage auf,
warum, diese vorausgesetzt,
denn nicht jedes Gesellschafts-
mitglied – und dies in gleicher
Weise – rassistisch ist oder wieso
nicht wenigstens alle Männer
bzw. männlichen Jugendlichen
auf vorliegende gesellschaftliche
Hinweisreize entsprechend
gleichgerichtet reagieren. Sie
verschweigt auch, ob und wenn
ja, wie die angenommenen
„unbewussten gesellschaftlichen
Aggressionen“ damit zusammen-
hängen und wieso sie überhaupt
„unbewusst“ sind.

12



Gewalt und Rechtsextremismus

Eckert, Willems u.a. übersehen
– wie auch andere Kritiken (vgl.
Rommelspacher a.a.O. oder Held
u.a. 1991; vgl. zur Kritik an der
Daten-Interpretation von Held
u.a. auch W. Hopf 1994) –, dass
Desintegration nicht primär auf
strukturelle und formale soziale
Einbindungen bzw. deren Fehlen,
sondern in erster Linie auf die so-
zial-emotionale Seite von Bezie-
hungsmustern, Zugehörigkeiten
und Wertewelten hinter der Mas-
ke womöglich weiter bestehen-
der formaler Integration bezo-
gen ist. In dieser Hinsicht laufen
die Verweise auf die relative
Strukturnormalität des sozialen
Hintergrunds Rechtsextremer
bzgl. Familie, Schulbildung,
Arbeit u.ä. ins Leere.

Die neueren Ergebnisse der Ak-
tenanalysen von fremdenfeindli-
chen Straftätern lassen manche
der 93er-Interpretationen ins
Wanken geraten. Die Befunde
zum Bildungsniveau geben
durchaus Tendenzen in Richtung
auf Marginalisierung und relative
Deprivierung zu erkennen, zumal
wenn man bedenkt, inwieweit
die heutige Hauptschule für die
Generation, der die Verdächtig-
ten entstammen, zur Restschule
geworden ist. Die hohe allgemei-
ne Kriminalitätsbelastung und
die gestiegene Arbeitslosigkeits-
rate stellen ebenfalls die soziale
Integration der Betroffenen zu-
nehmend in Frage (vgl. zu ähnli-
chen Befunden in Bezug auf an-
dere Studien W. Hopf 1994). Die
Unterstützung fremdenfeindlich
violenter Jugendlicher durch älte-
re Nachbarn und andere erwach-
sene Claqueure muss durchaus
nicht als Beleg für eine Wohnum-
feld-Integration gesehen wer-
den, sondern kann ebenso gut, ja
angesichts der oben berichteten
Befunde sogar eher, als Hinweis
auf die Exekutionsfunktion Ju-
gendlicher für gesellschaftlich all-
gemein weiter verbreitete frem-
denfeindliche Haltungen inter-
pretiert werden. Für insgesamt
eher geringere Integration in die

Erwachsenen-Umwelt spricht
auch die bei gewalttätigen Ju-
gendlichen vergleichsweise höhe-
re Unzufriedenheit mit der fami-
liären Erziehung und die niedri-
gere politische Übereinstimmung
mit den Eltern (vgl. Heitmeyer
u.a. 1995, 377). Das Argument,
die Ballung von fremdenfeindli-
chen Straftaten in ländlichen Ge-
bieten deute auf eher geringere
Individualisierungseinflüsse hin,
wird entkräftet durch den neue-
ren Befund einer Verlagerung
entsprechender Vorkommnisse in
die Großstädte. Außerdem zei-
gen neuere Untersuchungen, dass
sich im Hinblick auf Individualisie-
rungsniederschläge in Werten
und Normen städtische und länd-
liche Lebenslagen in den Ländern
der alten Bundesrepublik homo-
genisieren und sich in Ost-
deutschland sogar eher ein Land-
Stadt-Metropole-Gefälle zeigt
(vgl. ebd., 312). Dass traditionale
Integrationsmechanismen wie
starre Hierarchiestrukturen, Rol-
lenfestlegungen und hohe Kon-
formitätszwänge Gewalt begüns-
tigen, steht ebenso außer Frage
wie die Gewaltreduktionsfunk-
tion einer Universalisierung der
Menschenrechte. Aus der Indivi-
dualisierungs-Perspektive ist des-
halb nicht die allmähliche Auflö-
sung dieser Integrationsmecha-
nismen per se das Problem. Sie
kann geradezu befreiend wirken.
Die Schwierigkeit liegt vielmehr
darin, dass mit dieser Auflösung
auch die weitgehend kollektiv
verankerten Medien gegenseiti-
ger Akzeptanz verloren gehen,
ohne dass dabei gleichzeitig neue
Formen intersubjektiver Aner-
kennung an ihre Stelle treten. 

Zudem treten explikative Leer-
stellen zu Tage: Warum lokale
Konflikte bis zu Gewalttätigkei-
ten von Pogromausmaß eskalie-
ren und warum sie in Gewalthan-
deln gegen die Konfliktgegner,
nicht aber in Protest gegen die
politisch Verantwortlichen mün-
den, bleibt letztlich ungeklärt.
Wenn als Erklärungsversuch der

Einfluss der medial und marktför-
mig geprägten, öffentlich ver-
breiteten Gewaltsymbolik auf ju-
gendliche Subkulturen bemüht
wird, so fragt sich, wieso gerade
sie, aber nicht andere, gewaltfer-
ne Annoncen, auch nur bei Teilen
der heutigen (Medien-)Jugend,
Attraktivität entfalten kann und
warum sie gerade nationalistisch
und ethnisch und nicht etwa mit
dem Generationen-, dem Ge-
schlechter- oder dem Klassenkon-
flikt geladen wird. Ganz abgese-
hen davon zieht die mit Recht ge-
sehene Relevanz der konsum-kul-
turellen Gewaltsymbolik die Fra-
ge nach sich: Müsste nicht viel-
leicht zukünftig auch stärker die
erlebnisgesellschaftliche Überfor-
mung des politischen Verhaltens
in die Analyse mit einbezogen
werden (vgl. Möller 1995b)?

Zwischenfazit

Je differenzierter die Phänomene
von Gewalt und Rechtsextremis-
mus in Deutschland betrachtet
werden, desto notwendigerweise
filigraner fallen auch die theore-
tischen Erklärungen für sie aus.
Die Problematik erweist sich im-
mer mehr als ein hochkomplexes
Geflecht von in ihrer Wirkung
schwer durchschaubaren Fakto-
ren. Es sträubt sich gegen einen
oberflächlichen und raschen Zu-
griff, zumal dann, wenn Über-
sichten und Aussageebenen über
hochaggregierte soziale Gruppie-
rungen unterschritten werden
und konkrete Anfälligkeiten für
überschaubare Personengruppen
und womöglich sogar Einzelper-
sonen benannt werden sollen. An
dieser Stelle kann kleinrahmige,
qualitativ verfahrende Forschung
ihre Stärken einbringen. Der
Mangel an echten Längsschnitt-
Daten lässt zudem Entwicklungs-
prozesse über einen längeren
Zeitraum hinweg nur unzurei-
chend erkennen, worunter auch
theoretische Erklärungsversuche
leiden.
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turangebote auch gerade Ag-
gression und Kampf stimulieren,
bekommt die Gewaltsymbolik
unter dem von Jugendlichen er-
lebten Druck zur Selbststilisie-
rung Anschlussfähigkeit für reale
Lebenssituationen, in denen sie
sich befinden. Da sie als maskuli-
ne Attribute stilisiert werden,
sprechen sie gerade die Jungen
und die jungen Männer an. Im
Rahmen von Einwanderungskon-
flikten erhält diese Gewaltakzep-
tanz einen politischen Sinn und
neue Dynamik (vgl. Eckert 1993).

Eine kritische Beleuchtung des
Ansatzes wird ihm zunächst eine
gewisse Plausibilität nicht abspre-
chen können. Insofern nur frem-
denfeindliche Gewalttaten, nicht
aber auch andere Gewaltakzep-
tanzen rechtsextremer oder ande-
rer Provenienz zu erklären bean-
sprucht werden, liegt es in der Tat
nahe, den in den Aufnahmelän-
dern sich abzeichnenden Konflikt
um die Migration in den Mittel-
punkt der Betrachtung zu stellen.
Durchaus realistisch wird auch auf
die real existierende und nicht nur
gänzlich phantasierte Problema-
tik aktueller globaler Wande-
rungsbewegungen und damit ver-
bundener Integrationsschwierig-
keitenindenImmigrationsstaaten
abgehoben:dieHandhabungsprob-
leme ethnisch-kultureller Diver-
genzen und die Tendenzen zur
Ethnisierung sozialer Problemla-
gen. Eskalation und Ausbreitung
fremdenfeindlicher Gewalt auch
auf mangelnde politische und ggf.
polizeiliche Reaktion zurückzufüh-
ren, erscheint durchaus sinnfällig.
Sicherlich muss ebenfalls den Me-
dien und den von ihnen verbrei-
teten Kulturmustern eine prob-
lematische Rolle innerhalb dieses
Prozesses zugesprochen werden.

Schwächen des Ansatzes offenba-
ren sich aber zumindest an den
folgenden Punkten: Zum Ersten
ist der gegenüber dem Individua-
lisierungs/Desintegrations-Ansatz
vorgebrachte Haupteinwand
mangelnder Bezogenheit auf ge-

waltgenerierende Detailproble-
me von Individualisierungsfolgen
so nicht stichhaltig. Der Ansatz
weiß durchaus empirisch gesi-
chert Bedingungen zu benennen,
die ein gewaltsames Bearbeiten
von Individualisierungserfahrun-
gen wahrscheinlich machen. Vor
allem die Heitmeyer-Studie (1995)
legt diesbezüglich eine Fülle an
recht detaillierten Erkenntnissen
vor. Zusammengefasst erweisen
sich danach nicht oder weniger
strukturelle Faktoren wie nicht
vorhandene formale Zugehörig-
keiten zu Vereinen und Organisa-
tionen oder äußerlich erkennbar
gebrochene Normalfamilienfor-
men oder Bildungskarrieren als
prekär. Entscheidend sind viel-
mehr sozial-emotionale Faktoren
wie: 

� mangelnde emotionale Bezie-
hungsqualitäten innerhalb der
Familie, insbesondere fehlende
soziale Unterstützung

� laxe (bei Mädchen im Osten
Deutschlands aber auch als zu
streng erlebte) und inkonsis-
tente Erziehungsstile

� eigene Gewalterfahrungen,
insbesondere Schläge

� hoher Leistungsdruck bei
gleichzeitig vorhandenen Ver-
sagensgefühlen

� subjektive relative Statusdepri-
vation und Statusfrustration
(besonders bei westdeutschen
Jugendlichen)

� unzureichende Verlässlichkeit,
nicht-diskursive Kommunikati-
onsformen und hoher Konfor-
mitätsdruck im Freundeskreis

sowie individuell repräsentierte
Merkmale wie:

� hohe externale und internale
Kontrollüberzeugungen

� Misstrauen gegenüber ande-
ren Menschen

� die Konstruktion eines unkriti-
schen ambivalenzfreien Selbst-
bilds bei im Grunde niedrigem
Selbstwertgefühl

� hedonistische Lebensauffas-
sungen (vor allem im Zusam-
menhang mit expressiver Ge-
walt) sowie Konsumorientie-
rungen bei geringen Realisie-
rungschancen und 

� instrumentalistische Arbeits-
orientierungen (zur Relevanz
Letzteren vgl. auch die qualita-
tive Studie von Heitmeyer u.a.
1992).

Die Stärke des Einflusses die-
ser Kriterien schwankt dabei
geschlechtsspezifisch und nach
Milieuzugehörigkeiten. Insbe-
sondere Angehörige der zah-
lenmäßig anwachsenden Mi-
lieus, des hedonistischen, des
aufstiegsorientierten und des
traditionslosen Arbeitermilieus
sind danach besonders gefähr-
det.

Zum Zweiten sind die eigenen
empirischen Analysen der „Kon-
flikttheoretiker“ und ihre Inter-
pretationen durchaus zu proble-
matisieren: Es muss berücksich-
tigt werden, dass sie sich fast aus-
schließlich nur auf die Spitze des
Eisberges an fremdenfeindlicher
Gewaltakzeptanz beziehen: Ge-
walt befürwortende Einstellun-
gen, generelle, aber auch solche,
die sich auf Fremde beziehen,
werden nicht erhoben; 
Gewalttätigkeiten kommen nur
als fremdenfeindlich motivierte
in den Blick der Forscher; dabei
stützt man sich auf (polizeiliche)
Erhebungen, die nicht nur einer
niedrigen Aufklärungsquote un-
terliegen, sondern auch theore-
tisch-wissenschaftliche Kriterien
vermissen lassen. Sie können also
– so die Selbstsicht – „nicht … als
Bestätigung oder Widerlegung
im Sinne wissenschaftlicher Me-
thodologie“ (Willems 1993a, 107)
eingesetzt werden.
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gen ist. In dieser Hinsicht laufen
die Verweise auf die relative
Strukturnormalität des sozialen
Hintergrunds Rechtsextremer
bzgl. Familie, Schulbildung,
Arbeit u.ä. ins Leere.

Die neueren Ergebnisse der Ak-
tenanalysen von fremdenfeindli-
chen Straftätern lassen manche
der 93er-Interpretationen ins
Wanken geraten. Die Befunde
zum Bildungsniveau geben
durchaus Tendenzen in Richtung
auf Marginalisierung und relative
Deprivierung zu erkennen, zumal
wenn man bedenkt, inwieweit
die heutige Hauptschule für die
Generation, der die Verdächtig-
ten entstammen, zur Restschule
geworden ist. Die hohe allgemei-
ne Kriminalitätsbelastung und
die gestiegene Arbeitslosigkeits-
rate stellen ebenfalls die soziale
Integration der Betroffenen zu-
nehmend in Frage (vgl. zu ähnli-
chen Befunden in Bezug auf an-
dere Studien W. Hopf 1994). Die
Unterstützung fremdenfeindlich
violenter Jugendlicher durch älte-
re Nachbarn und andere erwach-
sene Claqueure muss durchaus
nicht als Beleg für eine Wohnum-
feld-Integration gesehen wer-
den, sondern kann ebenso gut, ja
angesichts der oben berichteten
Befunde sogar eher, als Hinweis
auf die Exekutionsfunktion Ju-
gendlicher für gesellschaftlich all-
gemein weiter verbreitete frem-
denfeindliche Haltungen inter-
pretiert werden. Für insgesamt
eher geringere Integration in die

Erwachsenen-Umwelt spricht
auch die bei gewalttätigen Ju-
gendlichen vergleichsweise höhe-
re Unzufriedenheit mit der fami-
liären Erziehung und die niedri-
gere politische Übereinstimmung
mit den Eltern (vgl. Heitmeyer
u.a. 1995, 377). Das Argument,
die Ballung von fremdenfeindli-
chen Straftaten in ländlichen Ge-
bieten deute auf eher geringere
Individualisierungseinflüsse hin,
wird entkräftet durch den neue-
ren Befund einer Verlagerung
entsprechender Vorkommnisse in
die Großstädte. Außerdem zei-
gen neuere Untersuchungen, dass
sich im Hinblick auf Individualisie-
rungsniederschläge in Werten
und Normen städtische und länd-
liche Lebenslagen in den Ländern
der alten Bundesrepublik homo-
genisieren und sich in Ost-
deutschland sogar eher ein Land-
Stadt-Metropole-Gefälle zeigt
(vgl. ebd., 312). Dass traditionale
Integrationsmechanismen wie
starre Hierarchiestrukturen, Rol-
lenfestlegungen und hohe Kon-
formitätszwänge Gewalt begüns-
tigen, steht ebenso außer Frage
wie die Gewaltreduktionsfunk-
tion einer Universalisierung der
Menschenrechte. Aus der Indivi-
dualisierungs-Perspektive ist des-
halb nicht die allmähliche Auflö-
sung dieser Integrationsmecha-
nismen per se das Problem. Sie
kann geradezu befreiend wirken.
Die Schwierigkeit liegt vielmehr
darin, dass mit dieser Auflösung
auch die weitgehend kollektiv
verankerten Medien gegenseiti-
ger Akzeptanz verloren gehen,
ohne dass dabei gleichzeitig neue
Formen intersubjektiver Aner-
kennung an ihre Stelle treten. 

Zudem treten explikative Leer-
stellen zu Tage: Warum lokale
Konflikte bis zu Gewalttätigkei-
ten von Pogromausmaß eskalie-
ren und warum sie in Gewalthan-
deln gegen die Konfliktgegner,
nicht aber in Protest gegen die
politisch Verantwortlichen mün-
den, bleibt letztlich ungeklärt.
Wenn als Erklärungsversuch der

Einfluss der medial und marktför-
mig geprägten, öffentlich ver-
breiteten Gewaltsymbolik auf ju-
gendliche Subkulturen bemüht
wird, so fragt sich, wieso gerade
sie, aber nicht andere, gewaltfer-
ne Annoncen, auch nur bei Teilen
der heutigen (Medien-)Jugend,
Attraktivität entfalten kann und
warum sie gerade nationalistisch
und ethnisch und nicht etwa mit
dem Generationen-, dem Ge-
schlechter- oder dem Klassenkon-
flikt geladen wird. Ganz abgese-
hen davon zieht die mit Recht ge-
sehene Relevanz der konsum-kul-
turellen Gewaltsymbolik die Fra-
ge nach sich: Müsste nicht viel-
leicht zukünftig auch stärker die
erlebnisgesellschaftliche Überfor-
mung des politischen Verhaltens
in die Analyse mit einbezogen
werden (vgl. Möller 1995b)?

Zwischenfazit

Je differenzierter die Phänomene
von Gewalt und Rechtsextremis-
mus in Deutschland betrachtet
werden, desto notwendigerweise
filigraner fallen auch die theore-
tischen Erklärungen für sie aus.
Die Problematik erweist sich im-
mer mehr als ein hochkomplexes
Geflecht von in ihrer Wirkung
schwer durchschaubaren Fakto-
ren. Es sträubt sich gegen einen
oberflächlichen und raschen Zu-
griff, zumal dann, wenn Über-
sichten und Aussageebenen über
hochaggregierte soziale Gruppie-
rungen unterschritten werden
und konkrete Anfälligkeiten für
überschaubare Personengruppen
und womöglich sogar Einzelper-
sonen benannt werden sollen. An
dieser Stelle kann kleinrahmige,
qualitativ verfahrende Forschung
ihre Stärken einbringen. Der
Mangel an echten Längsschnitt-
Daten lässt zudem Entwicklungs-
prozesse über einen längeren
Zeitraum hinweg nur unzurei-
chend erkennen, worunter auch
theoretische Erklärungsversuche
leiden.
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turangebote auch gerade Ag-
gression und Kampf stimulieren,
bekommt die Gewaltsymbolik
unter dem von Jugendlichen er-
lebten Druck zur Selbststilisie-
rung Anschlussfähigkeit für reale
Lebenssituationen, in denen sie
sich befinden. Da sie als maskuli-
ne Attribute stilisiert werden,
sprechen sie gerade die Jungen
und die jungen Männer an. Im
Rahmen von Einwanderungskon-
flikten erhält diese Gewaltakzep-
tanz einen politischen Sinn und
neue Dynamik (vgl. Eckert 1993).

Eine kritische Beleuchtung des
Ansatzes wird ihm zunächst eine
gewisse Plausibilität nicht abspre-
chen können. Insofern nur frem-
denfeindliche Gewalttaten, nicht
aber auch andere Gewaltakzep-
tanzen rechtsextremer oder ande-
rer Provenienz zu erklären bean-
sprucht werden, liegt es in der Tat
nahe, den in den Aufnahmelän-
dern sich abzeichnenden Konflikt
um die Migration in den Mittel-
punkt der Betrachtung zu stellen.
Durchaus realistisch wird auch auf
die real existierende und nicht nur
gänzlich phantasierte Problema-
tik aktueller globaler Wande-
rungsbewegungen und damit ver-
bundener Integrationsschwierig-
keitenindenImmigrationsstaaten
abgehoben:dieHandhabungsprob-
leme ethnisch-kultureller Diver-
genzen und die Tendenzen zur
Ethnisierung sozialer Problemla-
gen. Eskalation und Ausbreitung
fremdenfeindlicher Gewalt auch
auf mangelnde politische und ggf.
polizeiliche Reaktion zurückzufüh-
ren, erscheint durchaus sinnfällig.
Sicherlich muss ebenfalls den Me-
dien und den von ihnen verbrei-
teten Kulturmustern eine prob-
lematische Rolle innerhalb dieses
Prozesses zugesprochen werden.

Schwächen des Ansatzes offenba-
ren sich aber zumindest an den
folgenden Punkten: Zum Ersten
ist der gegenüber dem Individua-
lisierungs/Desintegrations-Ansatz
vorgebrachte Haupteinwand
mangelnder Bezogenheit auf ge-

waltgenerierende Detailproble-
me von Individualisierungsfolgen
so nicht stichhaltig. Der Ansatz
weiß durchaus empirisch gesi-
chert Bedingungen zu benennen,
die ein gewaltsames Bearbeiten
von Individualisierungserfahrun-
gen wahrscheinlich machen. Vor
allem die Heitmeyer-Studie (1995)
legt diesbezüglich eine Fülle an
recht detaillierten Erkenntnissen
vor. Zusammengefasst erweisen
sich danach nicht oder weniger
strukturelle Faktoren wie nicht
vorhandene formale Zugehörig-
keiten zu Vereinen und Organisa-
tionen oder äußerlich erkennbar
gebrochene Normalfamilienfor-
men oder Bildungskarrieren als
prekär. Entscheidend sind viel-
mehr sozial-emotionale Faktoren
wie: 

� mangelnde emotionale Bezie-
hungsqualitäten innerhalb der
Familie, insbesondere fehlende
soziale Unterstützung

� laxe (bei Mädchen im Osten
Deutschlands aber auch als zu
streng erlebte) und inkonsis-
tente Erziehungsstile

� eigene Gewalterfahrungen,
insbesondere Schläge

� hoher Leistungsdruck bei
gleichzeitig vorhandenen Ver-
sagensgefühlen

� subjektive relative Statusdepri-
vation und Statusfrustration
(besonders bei westdeutschen
Jugendlichen)

� unzureichende Verlässlichkeit,
nicht-diskursive Kommunikati-
onsformen und hoher Konfor-
mitätsdruck im Freundeskreis

sowie individuell repräsentierte
Merkmale wie:

� hohe externale und internale
Kontrollüberzeugungen

� Misstrauen gegenüber ande-
ren Menschen

� die Konstruktion eines unkriti-
schen ambivalenzfreien Selbst-
bilds bei im Grunde niedrigem
Selbstwertgefühl

� hedonistische Lebensauffas-
sungen (vor allem im Zusam-
menhang mit expressiver Ge-
walt) sowie Konsumorientie-
rungen bei geringen Realisie-
rungschancen und 

� instrumentalistische Arbeits-
orientierungen (zur Relevanz
Letzteren vgl. auch die qualita-
tive Studie von Heitmeyer u.a.
1992).

Die Stärke des Einflusses die-
ser Kriterien schwankt dabei
geschlechtsspezifisch und nach
Milieuzugehörigkeiten. Insbe-
sondere Angehörige der zah-
lenmäßig anwachsenden Mi-
lieus, des hedonistischen, des
aufstiegsorientierten und des
traditionslosen Arbeitermilieus
sind danach besonders gefähr-
det.

Zum Zweiten sind die eigenen
empirischen Analysen der „Kon-
flikttheoretiker“ und ihre Inter-
pretationen durchaus zu proble-
matisieren: Es muss berücksich-
tigt werden, dass sie sich fast aus-
schließlich nur auf die Spitze des
Eisberges an fremdenfeindlicher
Gewaltakzeptanz beziehen: Ge-
walt befürwortende Einstellun-
gen, generelle, aber auch solche,
die sich auf Fremde beziehen,
werden nicht erhoben; 
Gewalttätigkeiten kommen nur
als fremdenfeindlich motivierte
in den Blick der Forscher; dabei
stützt man sich auf (polizeiliche)
Erhebungen, die nicht nur einer
niedrigen Aufklärungsquote un-
terliegen, sondern auch theore-
tisch-wissenschaftliche Kriterien
vermissen lassen. Sie können also
– so die Selbstsicht – „nicht … als
Bestätigung oder Widerlegung
im Sinne wissenschaftlicher Me-
thodologie“ (Willems 1993a, 107)
eingesetzt werden.
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Aus den genannten sozialisato-
risch wirksamen und personal re-
präsentierten Anfälligkeitskons-
tellationen entsteht ein hochex-
plosives Gebräu offensichtlich vor
allem dann, wenn der Öffentlich-
keit Unterlassungen oder Fehl-
leistungen unterlaufen: 

� wenn die Gesellschaft als ganze
die ihren Modernisierungsten-
denzeninnewohnendenVerursa-
chungskontexte schlicht leugnet
unddeshalbunbearbeitet lässt,

� legitime Kanäle der Veröffentli-
chung wahrgenommener Prob-
lemlagen und speziell der poli-
tischen Beteiligung nicht wahr-
genommen oder als verstopft
angesehen werden (müssen),

� die etablierte Politik durch Nicht-
Handeln„glänzt“unddabeiauch
selbst nolens volens die Ethnisie-
rungsozialerKonfliktebetreibt,

� polizeiliche und justizielle Re-
aktionen unterbleiben, auf sich
warten lassen, inkonsequent
ausfallen oder so angelegt
sind, daß sie gar als Belohnung
gewaltförmigen Handelns in-
terpretiert werden können,

� Pädagogik Ignoranz oder Aus-
grenzungsstrategien gegen-
über auffälligen Jugendlichen
und Erwachsenen favorisiert,
statt das sie umtreibende An-
erkennungs-Dilemma anzuge-
hen und funktionale Äquiva-
lente für das problematische
Verhalten zu vermitteln. 

Politisch-
pädagogische
Konsequenz: 

Strategie der Anerkennung

Symptombeschreibung und -ex-
plikation verdeutlichen, dass eine
rein pädagogisch-sozialarbeiteri-
sche Lösung der Problematik Illu-

sion wäre. Zu tief sind ihre Ursa-
chen in sozio-ökonomischen Ent-
wicklungsprozessen angelegt, zu
stark von politischen Regulierun-
gen abhängig, zu breit in kultu-
rellen Mustern eingelagert und
damit letztlich zu fest im Zentrum
der Gesellschaft verhaftet. Genau
deshalb verbietet sich auch das
ausschließliche Vertrauen in die
Effektivität und Effizienz polizei-
licher und justizieller Reaktionen.
Aufgrund der quantitativen und
vor allem qualitativen Unter-
schiedlichkeit von Anfälligkeiten
innerhalb der verschiedenen Re-
gionen, Altersgruppen, Ge-
schlechter sowie Bildungs- und
Sozialmilieus ist zudem ein ein-
heitliches Konzept der Gewalt-
und Rechtsextremismusbekämp-
fung wenig Erfolg versprechend.
Vielmehr ist eine in diesem Band
deshalb auszugsweise entfaltete
Vielfalt von Ansätzen gefragt, die
jeweils den besonderen Gege-
benheiten vor Ort und den ange-
sprochenen Zielgruppen gerecht
werden. Ein Königsweg lässt sich
nicht finden.

Gleichwohl: Ohne hier im Einzel-
nen auf Desiderate für den ge-
samtgesellschaftlichen öffentli-
chen Umgang mit der Problema-
tik, für die diversen Teilbereiche
von Ökonomie, Medien, Politik,
Polizei und Justiz oder auch nur
für die einzelnen Arbeitsfelder
von sozialer Arbeit und Pädago-
gik eingehen zu können, er-
scheint über all diese Bereiche
hinweg eine Strategie ein grund-
legender Bearbeitungsweg sein
zu können: die Strategie wechsel-
seitiger Anerkennung (vgl. auch
Honneth 1994; Heitmeyer u.a.
1995).

Die obige Analyse ergab in nuce,
dass im Zuge des Abschmelzens
kollektiver interpersonaler Bin-
dungen und Abhängigkeiten so-
wie darauf ausgerichteter sozia-
ler wie personaler Identitätsbezü-
ge sich nicht nur die Chancen auf
eine individuelle Lebensgestal-
tung erhöhen, sondern auch ein

sich vergrößerndes Vakuum inter-
subjektiver Anerkennung ent-
steht. Der/die Einzelne wird ei-
nerseits in die Lage versetzt, mi-
lieu-, alters- oder geschlechtsspe-
zifische Fesseln und Bornierun-
gen abzustreifen, kann aber an-
dererseits immer weniger darauf
vertrauen, dass sein/ihr gesell-
schaftlicher Standort und die da-
mit verbundenen Status- und Pres-
tigewerte bzw. Rechte durch un-
hinterfragbare Zugehörigkeiten
gesichert werden. Positionen und
damit verknüpfte Verfügungs-
möglichkeiten und Akzeptanzen
müssen in einem viel größeren
Maße als in traditionellen Gesell-
schaften erworben werden. 

Leistungsfähigkeit, ökonomische
Besitzvermehrung und Konsum
sind die zentralen Mechanismen,
die unsere Marktgesellschaft da-
für bietet, auch wenn sich klassen-
spezifische und ständisch einge-
färbte Verteilungsprinzipien in
manchen Nischen noch halten.
Zwar sind die genannten Mecha-
nismen dabei, sich auch in den in-
ternationalen Beziehungen (vor
allem innerhalb des globalen
Marktes) wachsende Geltung zu
verschaffen, Nationalstaatlichkeit
erweist sich aber nach wie vor als
ein Hemmnis, wertet es doch Ge-
burt bzw. Abstammung und Sess-
haftigkeit höher als Mobilität. In-
sofern Leistung, Besitz und Kon-
sum auf Güter zielen, die nicht
unbegrenzt zur Verfügung ste-
hen, müssen die Akteure zu ih-
rem Erwerb in Konkurrenzverhält-
nisse treten. Letztere werden da-
durch angeheizt und aufrechter-
halten, dass die Knappheit der
Güter immer nur zeitlich be-
schränkt existiert und die Bedürf-
nisse nicht statisch sind, sondern
sich marktwirtschaftlich dynami-
siert weiterentwickeln und auf
immer neue Befriedigungen
drängen.

Dieser Kontext gebiert eine
Reihe von Problemen für die an
ihm Beteiligten, zumindest die
folgenden:
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Die Verschachtelungen und ge-
genseitigen Abhängigkeiten von
Entstehungs- und Entwicklungs-
bedingungen sind der reichen
Facettierung und der gesell-
schaftlichen Zentralität der Pro-
blematik geschuldet. Sie wiede-
rum rühren daher, dass sie viel
weniger als ideologisches Relikt
des Faschismus denn als Moderni-
sierungsfolge (weltweite Migrati-
on und Internationalisierung von
Konfliktlagen, Expansion von
Marktförmigkeit, mediale Durch-
dringung des Alltags, Individuali-
sierung von Zwischenmenschlich-
keit etc.) begreifbar ist. Deshalb
lässt sie sich auch nicht auf ein
nur deutsches, reines Randgrup-
pen-, Jugend- oder auch nur
Männerproblem und auf das of-
fen zutage tretende Gewalthan-
deln reduzieren, das zudem noch
vorübergehender Natur wäre. Ei-
gentlich sind auch schon die die
Diskussion leitenden Begrifflich-
keiten wie Ausländer- oder Frem-
denfeindlichkeit irreführend,
handelt es sich bei dem damit
Bezeichneten doch im Kern um
einen innergesellschaftlichen Zi-
vilisationsverlust, der im Nachhi-
nein ethnisiert wird. Sind sich die
o.e. Erklärungsansätze darin im
Wesentlichen einig, so lassen sich
daneben trotz aller Divergenzen
weitere Gemeinsamkeiten und
weiterführende Erkenntnisse fin-
den, die zur Fundamentierung
pädagogischer Überlegung dien-
lich sein können. Bezüglich von
Sozialisationsinstanzen und -hori-
zonten dürfte gerade angesichts
sich durchsetzender Individuali-
sierungsschübe gelten, dass die
formale Zugehörigkeit zu äußer-
lich leicht identifizierbaren Le-
benskonstellationen zunehmend
an Aussagekraft verliert, woge-
gen die Bedeutung individueller
Orientierungen in Abhängigkeit
von ihren umfeldgeprägten
Durchsetzungschancen zulegt:

Der Situation der Familien bzw.
der elterlichen Erziehung kommt
eine wesentliche Funktion als
Wirkfaktor zu: Unabhängig da-

von, ob es sich um allein Erzie-
henden-Haushalte, sogenannte
„Normalfamilien“ oder famili-
enähnliche Konstellationen han-
delt, spielen „social support“, in
erster Linie im Sinne einer leis-
tungsunabhängigen sozio-emo-
tionalen Akzeptanz und Unter-
stützung, sowie Gewaltfreiheit
und Konsistenzen elterlichen Er-
ziehungsverhaltens wichtige Rol-
len bei der Gewaltprävention
(vgl. auch C. Hopf 1994).

Cliquenzugehörigkeit erhöht
zwar die Anfälligkeit für rechts-
extreme und gewalthaltige Ori-
entierungen, aber nicht per se.
Ähnlich wie im Rahmen der
primären Sozialisationsinstanz
begünstigen erfahrener bzw. er-
wartbarer Rückhalt in Krisensi-
tuationen, eine diskursive Kom-
munikationskultur und ein nied-
riger Konformitätsdruck, die ge-
walthaltige Interaktionsdynami-
ken im Regelfall erst gar nicht
entstehen lassen, gewaltfreies
Agieren.

Mediale Einflüsse, etwa über Sze-
ne-Musik, Fanzines oder Filme,
aber auch vermittels Berichterstat-
tungen über Gewaltsamkeit und
die „rechte Gefahr“ hinterlassen
ihre Spuren vermutlich weniger im
Sinne eines simplen Informations-,
Stimulations- und Imitations-Me-
chanismus. Wirksamer dürfte die
Vermittlung von z.T. kulturell le-
gitimiert, mindestens aber ko-
pierbar erscheinenden Gewalt-
symboliken sein, die (jugend)kul-
turell permanent umgeschlagen
werden und in denen sich vor-
nehmlich Männlichkeitsbilder an-
dienen, die Stärke und Durchset-
zungsfähigkeit in Skripten prä-
moderner Maskulinität suggerie-
ren. Soweit sie ein Outlaw-Image
außerhalb gesellschaftlicher Ak-
zeptanz transportieren, kommen
sie dem jugendlichen Bedürfnis
nach Abgrenzung entgegen.

Extensiver Alkoholgenuss kann
mit seiner enthemmenden Wir-
kung nicht Ursachenzusammen-

hänge, aber Auslösesituationen
und Eskalationen bilden bzw.
aufbauen.

In Schule und Arbeitswelt sind
nicht so sehr – und anscheinend
immer weniger – formale Zuord-
nungen zu bestimmten Status-
gruppen relevant. Ebenfalls sind
nicht allein Kontinuitätsbrüche,
sondern vor allem hochtrabende
eigene oder elterliche Status-
erwartungen ohne ausreichende
Realisierungbzw.wahrgenomme-
ne Realisierungschancen prekär.
Nicht nur – vielleicht sogar weni-
ger – der Abbruch von Bil-
dungslaufbahnen und Arbeits-
losigkeit an sich als vielmehr
überzogener Bildungs- bzw.
Karriereehrgeiz und instrumenta-
listische Arbeitsorientierungen
in Richtung auf Geldverdienst,
Karriere etc. erweisen sich als
problematisch (vgl. auch Heit-
meyer u.a. 1992).

Personal repräsentierte Gefähr-
dungspunkte liegen vor allem in 

� Empfindungen relativer Depri-
vation,

� einem niedrigen Selbstwert-
gefühl, das nach außen von
einer Kritik abwehrenden Fas-
sade von Selbstüberschätzung
gleichsam verdeckt und abge-
schottet werden soll, 

� mangelnder Empathiefähig-
keit,

� Abwendung von der Übernah-
me der Verantwortlichkeit für
sich und andere, 

� unzureichend ausgeprägter
Reflexivität,

� mehr oder minder permanen-
ten Konkurrenzängsten und
(darauf basierendem) Miss-
trauen sowie 

� hohen externalen, aber auch
internalen Kontrollüberzeu-
gungen.
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schaften erworben werden. 

Leistungsfähigkeit, ökonomische
Besitzvermehrung und Konsum
sind die zentralen Mechanismen,
die unsere Marktgesellschaft da-
für bietet, auch wenn sich klassen-
spezifische und ständisch einge-
färbte Verteilungsprinzipien in
manchen Nischen noch halten.
Zwar sind die genannten Mecha-
nismen dabei, sich auch in den in-
ternationalen Beziehungen (vor
allem innerhalb des globalen
Marktes) wachsende Geltung zu
verschaffen, Nationalstaatlichkeit
erweist sich aber nach wie vor als
ein Hemmnis, wertet es doch Ge-
burt bzw. Abstammung und Sess-
haftigkeit höher als Mobilität. In-
sofern Leistung, Besitz und Kon-
sum auf Güter zielen, die nicht
unbegrenzt zur Verfügung ste-
hen, müssen die Akteure zu ih-
rem Erwerb in Konkurrenzverhält-
nisse treten. Letztere werden da-
durch angeheizt und aufrechter-
halten, dass die Knappheit der
Güter immer nur zeitlich be-
schränkt existiert und die Bedürf-
nisse nicht statisch sind, sondern
sich marktwirtschaftlich dynami-
siert weiterentwickeln und auf
immer neue Befriedigungen
drängen.

Dieser Kontext gebiert eine
Reihe von Problemen für die an
ihm Beteiligten, zumindest die
folgenden:
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Die Verschachtelungen und ge-
genseitigen Abhängigkeiten von
Entstehungs- und Entwicklungs-
bedingungen sind der reichen
Facettierung und der gesell-
schaftlichen Zentralität der Pro-
blematik geschuldet. Sie wiede-
rum rühren daher, dass sie viel
weniger als ideologisches Relikt
des Faschismus denn als Moderni-
sierungsfolge (weltweite Migrati-
on und Internationalisierung von
Konfliktlagen, Expansion von
Marktförmigkeit, mediale Durch-
dringung des Alltags, Individuali-
sierung von Zwischenmenschlich-
keit etc.) begreifbar ist. Deshalb
lässt sie sich auch nicht auf ein
nur deutsches, reines Randgrup-
pen-, Jugend- oder auch nur
Männerproblem und auf das of-
fen zutage tretende Gewalthan-
deln reduzieren, das zudem noch
vorübergehender Natur wäre. Ei-
gentlich sind auch schon die die
Diskussion leitenden Begrifflich-
keiten wie Ausländer- oder Frem-
denfeindlichkeit irreführend,
handelt es sich bei dem damit
Bezeichneten doch im Kern um
einen innergesellschaftlichen Zi-
vilisationsverlust, der im Nachhi-
nein ethnisiert wird. Sind sich die
o.e. Erklärungsansätze darin im
Wesentlichen einig, so lassen sich
daneben trotz aller Divergenzen
weitere Gemeinsamkeiten und
weiterführende Erkenntnisse fin-
den, die zur Fundamentierung
pädagogischer Überlegung dien-
lich sein können. Bezüglich von
Sozialisationsinstanzen und -hori-
zonten dürfte gerade angesichts
sich durchsetzender Individuali-
sierungsschübe gelten, dass die
formale Zugehörigkeit zu äußer-
lich leicht identifizierbaren Le-
benskonstellationen zunehmend
an Aussagekraft verliert, woge-
gen die Bedeutung individueller
Orientierungen in Abhängigkeit
von ihren umfeldgeprägten
Durchsetzungschancen zulegt:

Der Situation der Familien bzw.
der elterlichen Erziehung kommt
eine wesentliche Funktion als
Wirkfaktor zu: Unabhängig da-

von, ob es sich um allein Erzie-
henden-Haushalte, sogenannte
„Normalfamilien“ oder famili-
enähnliche Konstellationen han-
delt, spielen „social support“, in
erster Linie im Sinne einer leis-
tungsunabhängigen sozio-emo-
tionalen Akzeptanz und Unter-
stützung, sowie Gewaltfreiheit
und Konsistenzen elterlichen Er-
ziehungsverhaltens wichtige Rol-
len bei der Gewaltprävention
(vgl. auch C. Hopf 1994).

Cliquenzugehörigkeit erhöht
zwar die Anfälligkeit für rechts-
extreme und gewalthaltige Ori-
entierungen, aber nicht per se.
Ähnlich wie im Rahmen der
primären Sozialisationsinstanz
begünstigen erfahrener bzw. er-
wartbarer Rückhalt in Krisensi-
tuationen, eine diskursive Kom-
munikationskultur und ein nied-
riger Konformitätsdruck, die ge-
walthaltige Interaktionsdynami-
ken im Regelfall erst gar nicht
entstehen lassen, gewaltfreies
Agieren.

Mediale Einflüsse, etwa über Sze-
ne-Musik, Fanzines oder Filme,
aber auch vermittels Berichterstat-
tungen über Gewaltsamkeit und
die „rechte Gefahr“ hinterlassen
ihre Spuren vermutlich weniger im
Sinne eines simplen Informations-,
Stimulations- und Imitations-Me-
chanismus. Wirksamer dürfte die
Vermittlung von z.T. kulturell le-
gitimiert, mindestens aber ko-
pierbar erscheinenden Gewalt-
symboliken sein, die (jugend)kul-
turell permanent umgeschlagen
werden und in denen sich vor-
nehmlich Männlichkeitsbilder an-
dienen, die Stärke und Durchset-
zungsfähigkeit in Skripten prä-
moderner Maskulinität suggerie-
ren. Soweit sie ein Outlaw-Image
außerhalb gesellschaftlicher Ak-
zeptanz transportieren, kommen
sie dem jugendlichen Bedürfnis
nach Abgrenzung entgegen.

Extensiver Alkoholgenuss kann
mit seiner enthemmenden Wir-
kung nicht Ursachenzusammen-

hänge, aber Auslösesituationen
und Eskalationen bilden bzw.
aufbauen.

In Schule und Arbeitswelt sind
nicht so sehr – und anscheinend
immer weniger – formale Zuord-
nungen zu bestimmten Status-
gruppen relevant. Ebenfalls sind
nicht allein Kontinuitätsbrüche,
sondern vor allem hochtrabende
eigene oder elterliche Status-
erwartungen ohne ausreichende
Realisierungbzw.wahrgenomme-
ne Realisierungschancen prekär.
Nicht nur – vielleicht sogar weni-
ger – der Abbruch von Bil-
dungslaufbahnen und Arbeits-
losigkeit an sich als vielmehr
überzogener Bildungs- bzw.
Karriereehrgeiz und instrumenta-
listische Arbeitsorientierungen
in Richtung auf Geldverdienst,
Karriere etc. erweisen sich als
problematisch (vgl. auch Heit-
meyer u.a. 1992).

Personal repräsentierte Gefähr-
dungspunkte liegen vor allem in 

� Empfindungen relativer Depri-
vation,

� einem niedrigen Selbstwert-
gefühl, das nach außen von
einer Kritik abwehrenden Fas-
sade von Selbstüberschätzung
gleichsam verdeckt und abge-
schottet werden soll, 

� mangelnder Empathiefähig-
keit,

� Abwendung von der Übernah-
me der Verantwortlichkeit für
sich und andere, 

� unzureichend ausgeprägter
Reflexivität,

� mehr oder minder permanen-
ten Konkurrenzängsten und
(darauf basierendem) Miss-
trauen sowie 

� hohen externalen, aber auch
internalen Kontrollüberzeu-
gungen.
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dafür zu tragen, dass mehr als
bislang Chancengleichheit vom
Schlagwort zur Realität wird.
Dies beinhaltet

� durch eine gleichrangige Un-
terstützung von Familien, fa-
milienähnlichen Konstellatio-
nen und familienergänzenden
bzw. -ersetzenden Hilfen schon
für Kinder primäre Sozialisati-
onsbedingungen zu schaffen,
die ihnen eine möglichst be-
lastungs- und gewaltfreie Ent-
wicklung garantieren. Dazu
gehört u.a. ein Ausbau der fa-
milienpolitischen Förderung
von Kindererziehung, eine ar-
beitsmarktpolitische Berück-
sichtigung der Relevanz von
Erziehungs- und Familienar-
beit für Frauen wie für Män-
ner, die pädagogische Qualifi-
zierung der bislang eher unter
Unterbringungs- und Betreu-
ungsaspekten gesehenen Kin-
dergarten-, Hort- und Heimer-
ziehung;

� Jugendliche kollektiv nicht al-
lein in pädagogisch inszenier-
ten Gruppen ansprechen zu
wollen, sondern über eine ge-
zielte Förderung von und
pädagogische Arbeit mit infor-
mellen jugendlichen Cliquen,
ihre eigenen Potenziale von
Selbstorganisation und -hilfe
zu qualifizieren (vgl. auch Kra-
feld 1992). So könnten ihnen
zu Suff, Konformitätsdruck
und Gewalt alternative Ver-
mittlungsformen von Kohäsi-
on, interner und externer
Kommunikation und Krisenbe-
wältigung, aber auch neue
Ebenen der Vermittlung von
Selbstwert erfahrbar werden.
Vordringlicher Beachtung be-
dürfen dabei die Cliquen der
jüngeren Jugendlichen, die
vermutlich noch am ehesten
pädagogisch beeinflussbar sein
dürften, sowie die inländi-
schen Jugendlichen mit frem-
dem Pass, die als Zielgruppe
(sozial)pädagogischer Maß-
nahmen fast ausschließlich 

unter Betreuungsmaximen
und viel zu wenig unter
Qualifizierungs-, Förderungs-,
geschweige denn empower-
ment-Perspektiven anvisiert
werden;

� über geeignete Praktiken
handlungsorientierter Medien-
arbeit junge Leute aus der Pas-
sivität bloßen Medienkonsums
herauszuführen und ihnen die
Sensibilisierungs-, Reflexions-,
Mitteilungs-, Beteiligungs- und
Machtfunktion von Medien an
die Hand zu geben; dies damit
sie funktionale Äquivalente für
den Aufbau eines tragfähigen
Selbstbilds über neu erworbe-
ne Kompetenzen und Kommu-
nikationsformen erfahren kön-
nen und sich nicht gezwungen
sehen, zum „Öffentlichkeitsar-
beitsmittel“ der Gewalt grei-
fen zu müssen (vgl. dazu von
Hören und Braun-Badie-Mas-
sud in diesem Band);

� nicht nur die Zugänglichkeit
und Durchlässigkeit des Bil-
dungssystems zu verbessern –
insbesondere für die diesbe-
züglich eklatant benachteiligte
Gruppe der ausländischen Ju-
gendlichen –, sondern auch
durch eine „innere Schulre-
form“ die Weiterentwicklung
in Richtung auf die entsolidari-
sierende, den Qualifikationser-
fordernissen des Arbeitsmark-
tes gänzlich unterworfene
„Wettbewerbsschule“ zu stop-
pen. Der Bildungsbegriff darf
nicht völlig dem des Qualifika-
tionserwerbs geopfert werden.
Es müssen wieder stärker sozia-
le Kompetenzen gefördert
werden – und dies nicht nur im
Grund-, Sonder- und Haupt-
schulbereich. In diesem Sinne
kann eine Vernetzung von
Schule und Jugendarbeit über
bloße Kooperation der Einrich-
tungen hinaus als innere Ver-
zahnung ihrer Arbeitsprinzipi-
en fruchtbar gemacht werden;

� Ausbildungs- und Arbeitsplät-
ze seitens des Staates und der

Wirtschaft in ausreichendem
Maße gerade in Problemregio-
nen wie z.B. den neuen Län-
dern ersatzweise über außer-
betriebliche Ausbildung und
einen zweiten Arbeitsmarkt
zur Verfügung zu stellen, aber
darüber hinaus auch Realisie-
rungsgegebenheiten für sach-
lich-inhaltliche Arbeitsinteres-
sen im Arbeitssystem zu ver-
bessern;

� vermittels sozial-, tarif-, steuer-
und wohnungspolitischer Vor-
kehrungen die immer weiter
auseinander klaffende Schere
zwischen reich und arm zu
schließen, materielle Ressour-
cen gerechter zu verteilen und
damit (auch relative) Deprivati-
onslagen zu verringern. Nicht
zufällig haben wir es bei
rechtsextremen und anderen
Gewalttätern vielfach mit Mul-
tiproblemfällen zu tun, bei de-
nen die politische Kriminalität
nur einen Akzent innerhalb ei-
ner insgesamt in die Schieflage
geratenen Lebenssituation ist.

Neue Medien der Anerkennung
und damit der Selbstwertkon-
struktion können nicht per De-
kret erlassen werden. Erst recht
bewirken sie wenig, wenn sie nur
durch Moral gestützt werden,
nicht aber in den Systemen von
Wirtschaft, Recht und Politik zur
Anwendung gelangen. Immerhin
aber lässt sich an alten Formen
anknüpfen. Menschenwürde,
Rechtsgleichheit, Kooperativität,
„ehrenamtliches“ öffentliches
Engagement, Solidarität, Hilfsbe-
reitschaft und Fürsorge sind bei-
spielsweise Kriterien interperso-
naler Wertschätzung und Akzep-
tanz, die in ihrer Existenz auf
Dauer unhintergehbar sind. Denn
eine Gesellschaft ist nur als Netz
des Austausches von Waren und
Dienstleistung schlichtweg nicht
überlebensfähig. Eine entspre-
chende Werte-Erziehung ver-
kommt aber nur dann nicht zu
einem abstrakten, rabulistischen
Gerede, wenn sie die Schaffung
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1. Woher sollen diejenigen ihre
Anerkennungen (sowohl im
Sinne von Wertschätzung wie
von Zuweisung gleicher Rech-
te) beziehen, die im Konkur-
renzkampf um Leistungsfähig-
keit, Besitzvermehrung und
Konsum nicht mithalten kön-
nen? Welche Vermittlungsfak-
toren von Anerkennung ste-
hen ihnen noch offen, ohne
dass sie sich gezwungen sehen,
ihre Ziele auf illegalem oder il-
legitimem Wege zu erreichen?

2. Auch diejenigen, die als Mo-
dernisierungsgewinner leben,
müssen einen ständigen Kon-
kurrenzkampf ausfechten,
müssen sie doch gewärtigen,
dass die Begehrlichkeiten an-
derer realer oder potenzieller
Konkurrenten ihr bereits er-
reichtes und/oder das noch zu
erlangende Wohlstands- und
Prestigeniveau gefährden.

3. Obwohl sich Arbeits- und Kon-
summärkte längst internatio-
nalisiert haben, regelt natio-
naleZugehörigkeit denZugang
zu Anerkennungen auf prä-
modern statische Weise, indem
sie von individuellen Anstren-
gungen nahezu völlig entkop-
pelt ist und Rechte nach den
Kriterien von Blut und Boden
verteilt. Sie kann damit als
Schutzmechanismus für die-
jenigen wirken, bei denen
Lebensraum und nationale
Zugehörigkeit in eins fallen,
gleichzeitig aber – und dies ist
die Kehrseite – einen Ausgren-
zungsmechanismus für solche
Menschen bilden, die in einer
Nation leben, deren formale
Zugehörigkeit sie nicht besitzen.

Gewalt und Rechtsextremismus
sind mithin auf Dauer nicht poli-
zeilich und justiziell, sondern nur
dann ernsthaft abbaubar, wenn
es gelingt, 

� die vorhandenen Medien der
Anerkennung für alle sozial-
verträglich und dann leichter

zugänglich und nutzbar zu ma-
chen. Dabei genügt es nicht,
der Reduzierung sozialstaatli-
cher Kompensationen für Mo-
dernisierungsverlierer entge-
genzutreten. Mindestens
ebenso dringlich ist ihre Refor-
mierung anzugehen;

� neue Medien der Anerken-
nung zu etablieren und damit
einerseits die Zentralität von
Leistungsfähigkeit, Besitzver-
mehrung und Konsum in
Schranken zu verweisen, ande-
rerseits aber auch die politisch-
rechtliche Anerkennung von
Immigrantinnen und Immi-
granten sowie anderen Min-
derheiten als gleichberechtigt
zum Zwecke einer De-Ethnisie-
rung von sozialen Konflikten
zu forcieren und durchzuset-
zen (vgl. den Beitrag von Sche-
ve in diesem Band). Damit wür-
de in diesem Bereich erleich-
tert, was auch in anderen Be-
reichen ansteht, nämlich

� die interindividuelle Wechsel-
seitigkeit von Anerkennungen
sicherzustellen.

Es kommt also nicht nur darauf
an, mehr Toleranz gegenüber
fremdartig erscheinenden Le-
bensstilen zu entwickeln und das
pluralistische Motto „leben und
leben lassen“ zu verfolgen. Viel
wichtiger ist eine auf Gegensei-
tigkeit beruhende Gleichbehand-
lung in sozialer und kultureller
Akzeptanz sowie in rechtlicher
Hinsicht. Anerkennung meint in
mindestens zweierlei Hinsicht
mehr als bloßes Gewährenlassen.
Zum Ersten ist sie an die Wechsel-
seitigkeit der Akzeptanz gebun-
den. Sie findet ihre Grenzen letzt-
lich dort, wo die Akzeptanz als
gleichberechtigtes Individuum
auf Dauer nicht entsprechend er-
widert wird. Zum Zweiten
schließt sie auch die Anerken-
nung der eventuellen Hilfsbe-
dürftigkeit anderer und die Ent-
wicklung einer entsprechenden
Verantwortlichkeit für sie ein.

Diese zugegebenermaßen recht
abstrakten Zielvorgaben sind in
konkrete Vorgehensweisen trans-
formierbar. Keineswegs erschöp-
fen sie sich aber darin, allgemein
an mehr Ausländerfreundlichkeit
und Toleranz zu appellieren,
intensivere sozialarbeiterische
Zuwendung zu rechten und/oder
ausländischen Jugendlichen zu
propagieren oder den Ausbau
respektive eine Neuorientierung
der politischen Bildung zu for-
dern. So wichtig entsprechende
Bemühungen auch sind: Sie
laufen viel weitreichender auf
das Erfordernis einer Breitband-
initiative von Wirtschaft, Politik
und Pädagogik hinaus. Anders ist
die im Gespräch über die Ursa-
chen von Gewalt und Rechts-
extremismus immer wieder zu
Recht ins Spiel gebrachte „Mitte
der Gesellschaft“ gar nicht zu
beeinflussen. Öffentliche Appel-
le, Sozialarbeit und politische
Bildung vermögen bestenfalls
Symptome zu bekämpfen, vor-
handene Problemlagen zu ent-
krampfen, und strukturelle
Veränderungen einzuklagen,
vielleicht sogar sie mitzutragen,
sie sind aber nicht in der Lage,
Strukturen aus eigener Macht
selbsttätig zu verändern. Erst
recht sind pädagogische Luft-
schlösser und sozialhygienische
Therapeutika in the long run wir-
kungslos. Während Erstere Er-
wartungshaltungen aufbauen,
die unerreichbar sind und des-
halb als De-Legitimation letztlich
auf die Zunft zurückschlagen,
schaffen Letztere zwar besten-
falls zunächst Beruhigung an der
Front, sind aber keine ursachen-
bezogenen Strategien. Zu ihnen
gehören mit Blick auf die oben
angeführten Postulate unter an-
deren die folgenden Gesichts-
punkte: 

� Zugangserleichterungen für
vorhandene Anerkennungs-
medien oder wenigstens ihre
Kompensationen zu schaffen,
bedeutet, durch eine breit an-
gelegte Reformpolitik Sorge
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dafür zu tragen, dass mehr als
bislang Chancengleichheit vom
Schlagwort zur Realität wird.
Dies beinhaltet

� durch eine gleichrangige Un-
terstützung von Familien, fa-
milienähnlichen Konstellatio-
nen und familienergänzenden
bzw. -ersetzenden Hilfen schon
für Kinder primäre Sozialisati-
onsbedingungen zu schaffen,
die ihnen eine möglichst be-
lastungs- und gewaltfreie Ent-
wicklung garantieren. Dazu
gehört u.a. ein Ausbau der fa-
milienpolitischen Förderung
von Kindererziehung, eine ar-
beitsmarktpolitische Berück-
sichtigung der Relevanz von
Erziehungs- und Familienar-
beit für Frauen wie für Män-
ner, die pädagogische Qualifi-
zierung der bislang eher unter
Unterbringungs- und Betreu-
ungsaspekten gesehenen Kin-
dergarten-, Hort- und Heimer-
ziehung;

� Jugendliche kollektiv nicht al-
lein in pädagogisch inszenier-
ten Gruppen ansprechen zu
wollen, sondern über eine ge-
zielte Förderung von und
pädagogische Arbeit mit infor-
mellen jugendlichen Cliquen,
ihre eigenen Potenziale von
Selbstorganisation und -hilfe
zu qualifizieren (vgl. auch Kra-
feld 1992). So könnten ihnen
zu Suff, Konformitätsdruck
und Gewalt alternative Ver-
mittlungsformen von Kohäsi-
on, interner und externer
Kommunikation und Krisenbe-
wältigung, aber auch neue
Ebenen der Vermittlung von
Selbstwert erfahrbar werden.
Vordringlicher Beachtung be-
dürfen dabei die Cliquen der
jüngeren Jugendlichen, die
vermutlich noch am ehesten
pädagogisch beeinflussbar sein
dürften, sowie die inländi-
schen Jugendlichen mit frem-
dem Pass, die als Zielgruppe
(sozial)pädagogischer Maß-
nahmen fast ausschließlich 

unter Betreuungsmaximen
und viel zu wenig unter
Qualifizierungs-, Förderungs-,
geschweige denn empower-
ment-Perspektiven anvisiert
werden;

� über geeignete Praktiken
handlungsorientierter Medien-
arbeit junge Leute aus der Pas-
sivität bloßen Medienkonsums
herauszuführen und ihnen die
Sensibilisierungs-, Reflexions-,
Mitteilungs-, Beteiligungs- und
Machtfunktion von Medien an
die Hand zu geben; dies damit
sie funktionale Äquivalente für
den Aufbau eines tragfähigen
Selbstbilds über neu erworbe-
ne Kompetenzen und Kommu-
nikationsformen erfahren kön-
nen und sich nicht gezwungen
sehen, zum „Öffentlichkeitsar-
beitsmittel“ der Gewalt grei-
fen zu müssen (vgl. dazu von
Hören und Braun-Badie-Mas-
sud in diesem Band);

� nicht nur die Zugänglichkeit
und Durchlässigkeit des Bil-
dungssystems zu verbessern –
insbesondere für die diesbe-
züglich eklatant benachteiligte
Gruppe der ausländischen Ju-
gendlichen –, sondern auch
durch eine „innere Schulre-
form“ die Weiterentwicklung
in Richtung auf die entsolidari-
sierende, den Qualifikationser-
fordernissen des Arbeitsmark-
tes gänzlich unterworfene
„Wettbewerbsschule“ zu stop-
pen. Der Bildungsbegriff darf
nicht völlig dem des Qualifika-
tionserwerbs geopfert werden.
Es müssen wieder stärker sozia-
le Kompetenzen gefördert
werden – und dies nicht nur im
Grund-, Sonder- und Haupt-
schulbereich. In diesem Sinne
kann eine Vernetzung von
Schule und Jugendarbeit über
bloße Kooperation der Einrich-
tungen hinaus als innere Ver-
zahnung ihrer Arbeitsprinzipi-
en fruchtbar gemacht werden;

� Ausbildungs- und Arbeitsplät-
ze seitens des Staates und der

Wirtschaft in ausreichendem
Maße gerade in Problemregio-
nen wie z.B. den neuen Län-
dern ersatzweise über außer-
betriebliche Ausbildung und
einen zweiten Arbeitsmarkt
zur Verfügung zu stellen, aber
darüber hinaus auch Realisie-
rungsgegebenheiten für sach-
lich-inhaltliche Arbeitsinteres-
sen im Arbeitssystem zu ver-
bessern;

� vermittels sozial-, tarif-, steuer-
und wohnungspolitischer Vor-
kehrungen die immer weiter
auseinander klaffende Schere
zwischen reich und arm zu
schließen, materielle Ressour-
cen gerechter zu verteilen und
damit (auch relative) Deprivati-
onslagen zu verringern. Nicht
zufällig haben wir es bei
rechtsextremen und anderen
Gewalttätern vielfach mit Mul-
tiproblemfällen zu tun, bei de-
nen die politische Kriminalität
nur einen Akzent innerhalb ei-
ner insgesamt in die Schieflage
geratenen Lebenssituation ist.

Neue Medien der Anerkennung
und damit der Selbstwertkon-
struktion können nicht per De-
kret erlassen werden. Erst recht
bewirken sie wenig, wenn sie nur
durch Moral gestützt werden,
nicht aber in den Systemen von
Wirtschaft, Recht und Politik zur
Anwendung gelangen. Immerhin
aber lässt sich an alten Formen
anknüpfen. Menschenwürde,
Rechtsgleichheit, Kooperativität,
„ehrenamtliches“ öffentliches
Engagement, Solidarität, Hilfsbe-
reitschaft und Fürsorge sind bei-
spielsweise Kriterien interperso-
naler Wertschätzung und Akzep-
tanz, die in ihrer Existenz auf
Dauer unhintergehbar sind. Denn
eine Gesellschaft ist nur als Netz
des Austausches von Waren und
Dienstleistung schlichtweg nicht
überlebensfähig. Eine entspre-
chende Werte-Erziehung ver-
kommt aber nur dann nicht zu
einem abstrakten, rabulistischen
Gerede, wenn sie die Schaffung
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1. Woher sollen diejenigen ihre
Anerkennungen (sowohl im
Sinne von Wertschätzung wie
von Zuweisung gleicher Rech-
te) beziehen, die im Konkur-
renzkampf um Leistungsfähig-
keit, Besitzvermehrung und
Konsum nicht mithalten kön-
nen? Welche Vermittlungsfak-
toren von Anerkennung ste-
hen ihnen noch offen, ohne
dass sie sich gezwungen sehen,
ihre Ziele auf illegalem oder il-
legitimem Wege zu erreichen?

2. Auch diejenigen, die als Mo-
dernisierungsgewinner leben,
müssen einen ständigen Kon-
kurrenzkampf ausfechten,
müssen sie doch gewärtigen,
dass die Begehrlichkeiten an-
derer realer oder potenzieller
Konkurrenten ihr bereits er-
reichtes und/oder das noch zu
erlangende Wohlstands- und
Prestigeniveau gefährden.

3. Obwohl sich Arbeits- und Kon-
summärkte längst internatio-
nalisiert haben, regelt natio-
naleZugehörigkeit denZugang
zu Anerkennungen auf prä-
modern statische Weise, indem
sie von individuellen Anstren-
gungen nahezu völlig entkop-
pelt ist und Rechte nach den
Kriterien von Blut und Boden
verteilt. Sie kann damit als
Schutzmechanismus für die-
jenigen wirken, bei denen
Lebensraum und nationale
Zugehörigkeit in eins fallen,
gleichzeitig aber – und dies ist
die Kehrseite – einen Ausgren-
zungsmechanismus für solche
Menschen bilden, die in einer
Nation leben, deren formale
Zugehörigkeit sie nicht besitzen.

Gewalt und Rechtsextremismus
sind mithin auf Dauer nicht poli-
zeilich und justiziell, sondern nur
dann ernsthaft abbaubar, wenn
es gelingt, 

� die vorhandenen Medien der
Anerkennung für alle sozial-
verträglich und dann leichter

zugänglich und nutzbar zu ma-
chen. Dabei genügt es nicht,
der Reduzierung sozialstaatli-
cher Kompensationen für Mo-
dernisierungsverlierer entge-
genzutreten. Mindestens
ebenso dringlich ist ihre Refor-
mierung anzugehen;

� neue Medien der Anerken-
nung zu etablieren und damit
einerseits die Zentralität von
Leistungsfähigkeit, Besitzver-
mehrung und Konsum in
Schranken zu verweisen, ande-
rerseits aber auch die politisch-
rechtliche Anerkennung von
Immigrantinnen und Immi-
granten sowie anderen Min-
derheiten als gleichberechtigt
zum Zwecke einer De-Ethnisie-
rung von sozialen Konflikten
zu forcieren und durchzuset-
zen (vgl. den Beitrag von Sche-
ve in diesem Band). Damit wür-
de in diesem Bereich erleich-
tert, was auch in anderen Be-
reichen ansteht, nämlich

� die interindividuelle Wechsel-
seitigkeit von Anerkennungen
sicherzustellen.

Es kommt also nicht nur darauf
an, mehr Toleranz gegenüber
fremdartig erscheinenden Le-
bensstilen zu entwickeln und das
pluralistische Motto „leben und
leben lassen“ zu verfolgen. Viel
wichtiger ist eine auf Gegensei-
tigkeit beruhende Gleichbehand-
lung in sozialer und kultureller
Akzeptanz sowie in rechtlicher
Hinsicht. Anerkennung meint in
mindestens zweierlei Hinsicht
mehr als bloßes Gewährenlassen.
Zum Ersten ist sie an die Wechsel-
seitigkeit der Akzeptanz gebun-
den. Sie findet ihre Grenzen letzt-
lich dort, wo die Akzeptanz als
gleichberechtigtes Individuum
auf Dauer nicht entsprechend er-
widert wird. Zum Zweiten
schließt sie auch die Anerken-
nung der eventuellen Hilfsbe-
dürftigkeit anderer und die Ent-
wicklung einer entsprechenden
Verantwortlichkeit für sie ein.

Diese zugegebenermaßen recht
abstrakten Zielvorgaben sind in
konkrete Vorgehensweisen trans-
formierbar. Keineswegs erschöp-
fen sie sich aber darin, allgemein
an mehr Ausländerfreundlichkeit
und Toleranz zu appellieren,
intensivere sozialarbeiterische
Zuwendung zu rechten und/oder
ausländischen Jugendlichen zu
propagieren oder den Ausbau
respektive eine Neuorientierung
der politischen Bildung zu for-
dern. So wichtig entsprechende
Bemühungen auch sind: Sie
laufen viel weitreichender auf
das Erfordernis einer Breitband-
initiative von Wirtschaft, Politik
und Pädagogik hinaus. Anders ist
die im Gespräch über die Ursa-
chen von Gewalt und Rechts-
extremismus immer wieder zu
Recht ins Spiel gebrachte „Mitte
der Gesellschaft“ gar nicht zu
beeinflussen. Öffentliche Appel-
le, Sozialarbeit und politische
Bildung vermögen bestenfalls
Symptome zu bekämpfen, vor-
handene Problemlagen zu ent-
krampfen, und strukturelle
Veränderungen einzuklagen,
vielleicht sogar sie mitzutragen,
sie sind aber nicht in der Lage,
Strukturen aus eigener Macht
selbsttätig zu verändern. Erst
recht sind pädagogische Luft-
schlösser und sozialhygienische
Therapeutika in the long run wir-
kungslos. Während Erstere Er-
wartungshaltungen aufbauen,
die unerreichbar sind und des-
halb als De-Legitimation letztlich
auf die Zunft zurückschlagen,
schaffen Letztere zwar besten-
falls zunächst Beruhigung an der
Front, sind aber keine ursachen-
bezogenen Strategien. Zu ihnen
gehören mit Blick auf die oben
angeführten Postulate unter an-
deren die folgenden Gesichts-
punkte: 

� Zugangserleichterungen für
vorhandene Anerkennungs-
medien oder wenigstens ihre
Kompensationen zu schaffen,
bedeutet, durch eine breit an-
gelegte Reformpolitik Sorge
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organisationen wie Gewerk-
schaften, Kirchen und Wohl-
standskonzerne umsetzen. Ihre
Bedeutung muß gerade für
Kinder und Jugendliche im ge-
genseitigen Alltagsumgang er-
fahrbar werden. Dies bedeutet
aber auch, Erziehung weniger
im Sinne einer informierenden
Aufklärung über objektive
Sachverhalte als vielmehr als
aktive Erfahrung anzulegen.
Die nachhaltigsten Lernprozes-
se vollziehen sich eher in Akti-
on und ihrer reflexiven Verar-
beitung als vermittels vor-
nehmlich rezeptiver Aufnahme
von Neuem. Nur durch leben-
dige Erfahrung können auch
überzogene Kontrollüberzeu-
gungen internaler und exter-
naler Art abgebaut werden.

� Insofern Handeln immer auch
emotionale Qualität besitzt
und gerade Werte wie die obi-
gen nicht schlichtweg paukbar
sind wie abstrakte Mathe-For-
meln, wird eine rein kognitive
Strategie der Wissensvermeh-
rung erfolglos bleiben. Dies
betrifft in besonderem Maße
sowohl die Informationsver-
mittlung über den Nationalso-
zialismus als auch den Bekämp-
fungsversuch xenophober Vor-
urteile gegenüber Migrantin-
nen und Migranten vermittels
der Aufklärung über den ob-
jektiv messbaren ökonomi-
schen und kulturellen Gewinn,
den Deutschland aus der An-
wesenheit von Ausländerinnen
und Ausländern zieht. Er bleibt
solange bestenfalls äußerliches
Wissen, wie er nicht aus eige-
ner Erfahrung mit positiven
Beispielen belegt werden
kann. 

� Zudem ist prekär, wenn gerade
traditionell überlieferte so-
genannte „weibliche Moralen“
(Gilligan), die ein Gutteil dieser
Werte beinhalte(te)n, in einer
Art von „verquerer Emanzipa-
tion“ mit der unkritischen An-
passung an die Männerwelten

von Konkurrenzehrgeiz, Domi-
nanzwillen und rücksichtsloser
Durchsetzung auf dem Altar
der Modernisierung ge-
schlechtsspezifischer Verhal-
tensweisen als Relikte prämo-
derner Verhältnisse geopfert
werden, statt dass ihre Bedeut-
samkeit auch für die andere
Hälfte der Menschheit unter-
strichen wird. Männer und Jun-
gen sind auch gerade deshalb
für Rechtsextremismus und Ge-
walt besonders anfällig, weil
das gängige Männerbild
Durchsetzungsfähigkeit um
nahezu jeden Preis propagiert,
dabei Solidarität auf Kumpel-
haftigkeit reduziert und Hilfs-
bereitschaft zumeist allenfalls
auf partikularistische Zusam-
menhänge bezieht. Männer
und Jungen einbeziehende
Gleichstellungspolitik und ge-
schlechtsreflektierende Arbeit
kann die Bedeutsamkeit ande-
rer Formen des Zusammenhalts
erfahrbar machen, nicht zu-
letzt dadurch, dass die Rele-
vanz von Familienarbeit auch
für das männliche Geschlecht
verdeutlicht wird.

� In einer Gesellschaft, in der in-
terindividuelle Anerkennung
als Integrationsmechanismus
mehr und mehr an die Stelle
kollektiver Einbindungen tritt,
muss die Gegenseitigkeit der
Respektsbezeugung sicherge-
stellt sein. Wesentliche Voraus-
setzung dafür ist die Fähigkeit
zur Perspektivenübernahme in
einem mehr als strategischen,
die Absichten des jeweiligen
Gegenübers abcheckenden
Sinne. Erst Perspektiven-
übernahme ermöglicht die Ein-
sicht in die Relativität des eige-
nen Standpunkts und damit in
dessen Vermittlungsfähigkeit
mit dem des anderen. Sie er-
weist sich damit als entschei-
dende Vorbedingung für den
Erwerb von Kompetenzen ge-
waltfreier Konfliktaustragung,
wie sie nicht nur multi-ethni-
sche Problemkonstellationen

verlangen. Zusätzliche Qualität
erlangt sie, wenn sie empa-
thisch verläuft, also nicht nur
Verstehensbereitschaften, son-
dern darüber hinaus auch Ein-
fühlungsbereitschaften ein-
schließt. Diese öffnen den Zu-
gang zu jenem Definitionsteil
von Anerkennung, der Verant-
wortlichkeit meint. Die Wech-
selseitigkeit der Anerkennung
ist nämlich mehr als ein Aus-
tauschgeschäft. Die Reflexion
der externalen Folgen des
eigenen Handelns und von
Unterlassungen, deren Fehlen
oder Mangelhaftigkeit sich
häufig in unzureichendem Un-
rechtsbewusstsein von Gewalt-
befürwortern und -tätern nie-
derschlägt, ist als unhintergeh-
bare Voraussetzung gewalt-
freier Zwischenmenschlichkeit
gezielt zu entwickeln. Entspre-
chende Verfahren sind unter
anderem pädagogisch, aber
nicht nur im Rahmen politi-
scher Bildung, trainierbar, bei-
spielsweise in Trainings von Zi-
vilcourage. Verantwortlichkeit
können Jugendliche zum einen
nur dann erwerben, wenn ih-
nen auch Verantwortung zu-
gestanden wird; zum anderen
ist sie als Erziehungsziel nur
dann glaubwürdig, wenn sie
auch von Erwachsenen vorge-
lebt wird. Im Hinblick auf tech-
nologiepolitische, ökologische
und militärische Fragen wird
Jugendlichen diesbezüglich
eher ein gegenteiliger Ein-
druck erzeugt. Ganz abgese-
hen davon beweist sich Verant-
wortlichkeit aber gerade be-
sonders eingängig in den eher
alltagseingelagerten Feldern
der Lebensführung innerhalb
des öko-sozialen Nahraums. Ei-
ne Verstärkung der politischen
und pädagogischen Gemein-
wesenorientierung, die sich
auch in einer Vernetzung pro-
fessioneller sozialer Dienstleis-
tungs- und Hilfeeinrichtungen
vor Ort und im Stadtteil nie-
derschlägt, kann den Blick wie-
der deutlicher auf die kleinen
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von Realisierungsbedingungen
für die zu vermittelnden Werthal-
tungen mit einbezieht. Nur
brainstormingartig zusammenge-
fasst bedeutet dies z.B.:

� ökonomisch, rechtlich und po-
litisch sicher zu stellen, dass
mangelnde Leistungsfähigkeit,
fehlender Besitz und geringe
Konsummöglichkeiten, die sich
massenhaft in Armut nieder-
schlagen, nicht ein menschen-
würdiges Leben be- oder gar
verhindern. Es sei gestattet,
daran zu erinnern, dass Armut
vor dem Heraufdämmern kapi-
talistischer Wirtschaftsweisen
durchaus nicht in der heuti-
gen Weise ehrabschneidend
wirkte. Eine Gesellschaft,
die Obdachlose, Sozialhilfe-
empfänger (oder auch Behin-
derte) ins Abseits stellt, muss
sich nicht wundern, wenn bei
Teilen der jungen Generation
Ideologien vom angeblich le-
bensunwerten Leben (wieder)
verfangen und entsprechende
Übergriffe passieren.

� Rechtsextreme Gewalt trifft
nicht zufällig Menschen, de-
nen Rechtsgleichheit entweder
weitgehend juristisch verwehrt
wird (etwa Ausländer oder ho-
mosexuelle Paare) oder die von
relevanten Teilen der Gesell-
schaft alltagskulturell als weni-
ger achtenswert oder gar als
minderwertig eingestuft wer-
den. Die Sphären von Politik,
Wirtschaft und Recht unterlie-
gen einer besonderen Ver-
pflichtung bezüglich der De-
monstration einer vorerst zu-
mindest partiellen Rechts-
gleichheit und einer ihr folgen-
den tatsächlichen Gleichbe-
handlung. Eine Integrations-
politik für in Deutschland le-
bende Ausländer, die unter an-
derem die Möglichkeit für
doppelte Staatsangehörigkei-
ten, den Erwerb der deutschen
Staatsbürgerschaft durch Ge-
burt in Deutschland, Gleich-
stellung auf dem Arbeitsmarkt,

Wahlrechte, Antidiskriminie-
rungsregelungen und Einbür-
gerungserleichterungen vor-
sieht, muss und kann Vorbild-
Charakter für den Abbau eth-
nisch-nationaler Konfliktlinien
entwickeln. Verfassung und
nicht Nation muß der binden-
de Bezugspunkt einer Moder-
nitätsbestrebungen angemes-
senen künftigen Gesellschafts-
verfassung sein.

� Kooperativität übersteigt den
Rang eines Kriteriums auf dem
beruflichen Stellenmarkt dann,
wenn Betätigungs- und
Erwerbsarbeitsverhältnisse so
ausgelegt sind, dass die Ge-
meinsamkeit der Leistung vom
Planungsprozess an für die Be-
teiligten erkennbar und damit
der je spezifische Beitrag des
Einzelnen in seiner Funktion
für ein gemeinsames Produkt
schätzbar wird. Daraus folgt,
vor allem in Schule und Ar-
beitswelt in größeren Projekt-
zusammenhängen Sinnbezüge
deutlich werden zu lassen,
statt der Zerstückelung und
Fremdbestimmung von Ar-
beits- und Lernprozessen durch
Taylorisierung, Überspezialisie-
rung und Stundentakt Vor-
schub zu leisten. Die Ge-
legenheit, sachlich-inhaltliche
Arbeits- und Lerninteressen
verwirklichen zu können,
schützt vor einem Rückzug in
instrumentalistische Orientie-
rungen und damit auch vor
einem zentralen Gefähr-
dungspunkt in Bezug auf die
Übernahme rechtsextremer
Einstellungen und Verhaltens-
weisen.

� Unbezahltes öffentliches Enga-
gement einschließlich Selbst-
hilfe muss Erleichterung erfah-
ren und eine Neubewertung
im Sinne einer Aufwertung
gegenüber der Erwerbsarbeit
erlangen, ohne der Versu-
chung zu erliegen, es als Ratio-
nalisierungsreserve für bezahl-
te Jobs einzusetzen. Freiwilli-

genbüros, Dienstleistungsbör-
sen verschiedener Art, (organi-
sierte) Nachbarschaftshilfe auf
Gegenseitigkeit, Freistel-
lungsregelungen für ehren-
amtlich Tätige und ähnliche In-
itativen zu fördern, bewirkt
auch die Verbreiterung eines
Begriffs von Arbeit, der seine
Zentrierung auf Erwerbsinter-
essen in Frage stellt, die ge-
sellschaftliche Nützlichkeit von
Arbeit durch neue Beloh-
nungsformen sanktioniert und
damit auch neue Definitions-
kriterien von Leistungsfähig-
keit Eingang finden lässt. Ver-
gleichbares gilt für dezidiert
politisches Engagement. Politi-
ker- und Parteienverdrossen-
heit und den nicht zuletzt auch
daraus erwachsenden Gefah-
ren von Demokratieunzufrie-
denheit und illegitimer politi-
scher Partizipation ist nicht al-
lein durch die Erleichterung
des Zugangs zu bereits beste-
henden politischen Beteili-
gungsformen (nicht nur) für
die junge Generation entge-
genzusteuern. Vor allem be-
darf es umsetzbarer politischer
und pädagogischer Phantasien
dahingehend, wie neue Wege
für die Jugend zur und in der
Politik entwickelt und mög-
lichst flächendeckend umge-
setzt werden können (vgl. als
Beispiel auch den Beitrag von
Klingebiel in diesem Band). In
dieser Hinsicht kommt neben
einer Vermehrung (vielleicht
teilweise auch altersspezifi-
scher) plebiszitärer Elemente
Konzeptionen von lokalen und
bezirksorientierten Jugendrä-
ten, in denen heute schon auch
Jugendliche nicht-deutscher
Nationalität aktiv sein können,
besondere Bedeutung zu.

� Werte wie Solidarität, Hilfsbe-
reitschaft und Fürsorge lassen
sich nicht oder jedenfalls nicht
erschöpfend durch professio-
nelle Beziehungsarbeit wie et-
wa die „bezahlte Liebe“ der
Sozialarbeit, oder durch Groß-
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organisationen wie Gewerk-
schaften, Kirchen und Wohl-
standskonzerne umsetzen. Ihre
Bedeutung muß gerade für
Kinder und Jugendliche im ge-
genseitigen Alltagsumgang er-
fahrbar werden. Dies bedeutet
aber auch, Erziehung weniger
im Sinne einer informierenden
Aufklärung über objektive
Sachverhalte als vielmehr als
aktive Erfahrung anzulegen.
Die nachhaltigsten Lernprozes-
se vollziehen sich eher in Akti-
on und ihrer reflexiven Verar-
beitung als vermittels vor-
nehmlich rezeptiver Aufnahme
von Neuem. Nur durch leben-
dige Erfahrung können auch
überzogene Kontrollüberzeu-
gungen internaler und exter-
naler Art abgebaut werden.

� Insofern Handeln immer auch
emotionale Qualität besitzt
und gerade Werte wie die obi-
gen nicht schlichtweg paukbar
sind wie abstrakte Mathe-For-
meln, wird eine rein kognitive
Strategie der Wissensvermeh-
rung erfolglos bleiben. Dies
betrifft in besonderem Maße
sowohl die Informationsver-
mittlung über den Nationalso-
zialismus als auch den Bekämp-
fungsversuch xenophober Vor-
urteile gegenüber Migrantin-
nen und Migranten vermittels
der Aufklärung über den ob-
jektiv messbaren ökonomi-
schen und kulturellen Gewinn,
den Deutschland aus der An-
wesenheit von Ausländerinnen
und Ausländern zieht. Er bleibt
solange bestenfalls äußerliches
Wissen, wie er nicht aus eige-
ner Erfahrung mit positiven
Beispielen belegt werden
kann. 

� Zudem ist prekär, wenn gerade
traditionell überlieferte so-
genannte „weibliche Moralen“
(Gilligan), die ein Gutteil dieser
Werte beinhalte(te)n, in einer
Art von „verquerer Emanzipa-
tion“ mit der unkritischen An-
passung an die Männerwelten

von Konkurrenzehrgeiz, Domi-
nanzwillen und rücksichtsloser
Durchsetzung auf dem Altar
der Modernisierung ge-
schlechtsspezifischer Verhal-
tensweisen als Relikte prämo-
derner Verhältnisse geopfert
werden, statt dass ihre Bedeut-
samkeit auch für die andere
Hälfte der Menschheit unter-
strichen wird. Männer und Jun-
gen sind auch gerade deshalb
für Rechtsextremismus und Ge-
walt besonders anfällig, weil
das gängige Männerbild
Durchsetzungsfähigkeit um
nahezu jeden Preis propagiert,
dabei Solidarität auf Kumpel-
haftigkeit reduziert und Hilfs-
bereitschaft zumeist allenfalls
auf partikularistische Zusam-
menhänge bezieht. Männer
und Jungen einbeziehende
Gleichstellungspolitik und ge-
schlechtsreflektierende Arbeit
kann die Bedeutsamkeit ande-
rer Formen des Zusammenhalts
erfahrbar machen, nicht zu-
letzt dadurch, dass die Rele-
vanz von Familienarbeit auch
für das männliche Geschlecht
verdeutlicht wird.

� In einer Gesellschaft, in der in-
terindividuelle Anerkennung
als Integrationsmechanismus
mehr und mehr an die Stelle
kollektiver Einbindungen tritt,
muss die Gegenseitigkeit der
Respektsbezeugung sicherge-
stellt sein. Wesentliche Voraus-
setzung dafür ist die Fähigkeit
zur Perspektivenübernahme in
einem mehr als strategischen,
die Absichten des jeweiligen
Gegenübers abcheckenden
Sinne. Erst Perspektiven-
übernahme ermöglicht die Ein-
sicht in die Relativität des eige-
nen Standpunkts und damit in
dessen Vermittlungsfähigkeit
mit dem des anderen. Sie er-
weist sich damit als entschei-
dende Vorbedingung für den
Erwerb von Kompetenzen ge-
waltfreier Konfliktaustragung,
wie sie nicht nur multi-ethni-
sche Problemkonstellationen

verlangen. Zusätzliche Qualität
erlangt sie, wenn sie empa-
thisch verläuft, also nicht nur
Verstehensbereitschaften, son-
dern darüber hinaus auch Ein-
fühlungsbereitschaften ein-
schließt. Diese öffnen den Zu-
gang zu jenem Definitionsteil
von Anerkennung, der Verant-
wortlichkeit meint. Die Wech-
selseitigkeit der Anerkennung
ist nämlich mehr als ein Aus-
tauschgeschäft. Die Reflexion
der externalen Folgen des
eigenen Handelns und von
Unterlassungen, deren Fehlen
oder Mangelhaftigkeit sich
häufig in unzureichendem Un-
rechtsbewusstsein von Gewalt-
befürwortern und -tätern nie-
derschlägt, ist als unhintergeh-
bare Voraussetzung gewalt-
freier Zwischenmenschlichkeit
gezielt zu entwickeln. Entspre-
chende Verfahren sind unter
anderem pädagogisch, aber
nicht nur im Rahmen politi-
scher Bildung, trainierbar, bei-
spielsweise in Trainings von Zi-
vilcourage. Verantwortlichkeit
können Jugendliche zum einen
nur dann erwerben, wenn ih-
nen auch Verantwortung zu-
gestanden wird; zum anderen
ist sie als Erziehungsziel nur
dann glaubwürdig, wenn sie
auch von Erwachsenen vorge-
lebt wird. Im Hinblick auf tech-
nologiepolitische, ökologische
und militärische Fragen wird
Jugendlichen diesbezüglich
eher ein gegenteiliger Ein-
druck erzeugt. Ganz abgese-
hen davon beweist sich Verant-
wortlichkeit aber gerade be-
sonders eingängig in den eher
alltagseingelagerten Feldern
der Lebensführung innerhalb
des öko-sozialen Nahraums. Ei-
ne Verstärkung der politischen
und pädagogischen Gemein-
wesenorientierung, die sich
auch in einer Vernetzung pro-
fessioneller sozialer Dienstleis-
tungs- und Hilfeeinrichtungen
vor Ort und im Stadtteil nie-
derschlägt, kann den Blick wie-
der deutlicher auf die kleinen
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von Realisierungsbedingungen
für die zu vermittelnden Werthal-
tungen mit einbezieht. Nur
brainstormingartig zusammenge-
fasst bedeutet dies z.B.:

� ökonomisch, rechtlich und po-
litisch sicher zu stellen, dass
mangelnde Leistungsfähigkeit,
fehlender Besitz und geringe
Konsummöglichkeiten, die sich
massenhaft in Armut nieder-
schlagen, nicht ein menschen-
würdiges Leben be- oder gar
verhindern. Es sei gestattet,
daran zu erinnern, dass Armut
vor dem Heraufdämmern kapi-
talistischer Wirtschaftsweisen
durchaus nicht in der heuti-
gen Weise ehrabschneidend
wirkte. Eine Gesellschaft,
die Obdachlose, Sozialhilfe-
empfänger (oder auch Behin-
derte) ins Abseits stellt, muss
sich nicht wundern, wenn bei
Teilen der jungen Generation
Ideologien vom angeblich le-
bensunwerten Leben (wieder)
verfangen und entsprechende
Übergriffe passieren.

� Rechtsextreme Gewalt trifft
nicht zufällig Menschen, de-
nen Rechtsgleichheit entweder
weitgehend juristisch verwehrt
wird (etwa Ausländer oder ho-
mosexuelle Paare) oder die von
relevanten Teilen der Gesell-
schaft alltagskulturell als weni-
ger achtenswert oder gar als
minderwertig eingestuft wer-
den. Die Sphären von Politik,
Wirtschaft und Recht unterlie-
gen einer besonderen Ver-
pflichtung bezüglich der De-
monstration einer vorerst zu-
mindest partiellen Rechts-
gleichheit und einer ihr folgen-
den tatsächlichen Gleichbe-
handlung. Eine Integrations-
politik für in Deutschland le-
bende Ausländer, die unter an-
derem die Möglichkeit für
doppelte Staatsangehörigkei-
ten, den Erwerb der deutschen
Staatsbürgerschaft durch Ge-
burt in Deutschland, Gleich-
stellung auf dem Arbeitsmarkt,

Wahlrechte, Antidiskriminie-
rungsregelungen und Einbür-
gerungserleichterungen vor-
sieht, muss und kann Vorbild-
Charakter für den Abbau eth-
nisch-nationaler Konfliktlinien
entwickeln. Verfassung und
nicht Nation muß der binden-
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wenn Betätigungs- und
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Planungsprozess an für die Be-
teiligten erkennbar und damit
der je spezifische Beitrag des
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für ein gemeinsames Produkt
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vor allem in Schule und Ar-
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Lebenswelten ausrichten hel-
fen. Die erwachsenen An-
gehörigen eines Gemeinwe-
sens können insofern in die
Pflicht genommen werden, als
sie die auftretenden Probleme
mit den zugehörigen Jugendli-
chen nicht nur als Jugend- oder
Ausländer-, sondern auch als
allgemeinere Gemeinwesen-
probleme perzipieren müssen,
für deren Entstehen und Bear-
beiten auch sie Verantwortung
tragen. Die ultima ratio staatli-
cher Repression verliert damit
ihren problematischen Rang.
Die (politische) Erwachsenen-
bildung steht damit vor Her-
ausforderungen, die ihre bis-
lang gängigen Arbeitsweisen
und Veranstaltungsformen
überfordern und weitere Öff-
nung hin zu sozialpädagogi-
schen Prinzipien abverlangen.

Fazit

Gewalt und Rechtsextremismus
bilden Problemlagen, die mehr
sind als aktuelle Konflikte an den
Rändern der Gesellschaft. Die
Dauerhaftigkeit und Zentralität
ihrer Ursachenkontexte (und im
Übrigen auch ihre Internationa-
lität) lassen kurzfristige, anlass-
zentrierte, reaktive und nur auf
auffällige, marginalisierte und
stigmatisierte Gruppierungen
zielende Bearbeitungsweisen bes-
tenfalls als Versuch der Kappung
von Zuspitzungen, letztlich aber
als Gefechte auf Nebenkriegs-
schauplätzen erscheinen. Sie stel-
len sich als Symptome einer mo-
dernisierungsinhärenten Zersplit-
terung der Gesellschaft dar, der
die überlieferten Integrationsme-
dien ausgehen. Insofern lenken
sie die Aufmerksamkeit auf das
Schmelzen sozialer Kerne. Es
zieht insoweit weitreichende Fol-

gen nach sich, als auf Kohäsion
bei Strafe eines Verlustes von
Zwischenmenschlichkeit nicht
gänzlich verzichtet werden kann,
sie aber nun auf neue Weise ge-
sucht werden muss. Die dafür zur
Verfügung stehenden Mechanis-
men indes erweisen sich sowohl
in ihren modernistischen Versio-
nen im Rahmen von Markt, Medi-
en und Konsum als auch in ihren
prämodernen Varianten von Na-
tionalisierung, Ethnisierung oder
gar Biologisierung eher als Auslö-
ser, Legitimationen und Katalysa-
toren von Ungleichheitsideologi-
en und Gewalt (oder in Hinsicht
auf die erstgenannte Gruppe teil-
weise bestenfalls als in dieser Hin-
sicht neutral) denn als geeignete
Gegensteuerungen. Während
Nationalisierung, Ethnisierung
und Biologisierung noch auf die
Karte der Bindungen zu Integra-
tionszwecken setzen, beziehen
sich die modernisierten Formen
auf individuelle Repräsentatio-
nen. Sie tun damit den Individua-
lisierungstendenzen der Gesell-
schaft Genüge, enthalten aber in
verschiedenen Momenten ihrer
Ausformungen (Konkurrenzehr-
geiz und Mißtrauen, Dominanz-
willen, Hedonismus, Instrumenta-
lismus etc.) Elemente einer Disso-
zialisierung, die die Grenzen zu
gewaltsamer Durchsetzung ent-
weder heute schon durchbrechen
oder künftig aufzulösen drohen.
Daher führt kein Weg an der all-
mählichen Etablierung neuer Me-
dien wechselseitiger Anerken-
nung der Individuen als
Gleichberechtigte und gleich zu
Behandelnde vorbei. Dabei kann
die Revitalisierung und Moderni-
sierung überkommener Interakti-
onsweisen und Wertvorstellun-
gen durchaus hilfreich sein.

Während den Sphären von Poli-
tik, Wirtschaft und Recht im eher
großrahmigen Prozess entspre-
chender struktureller Einfluss-
nahme Schlüsselfunktionen zu-
kommen, ist die Position sozialer
und pädagogischer Arbeitsgebie-
te nachrangig angesiedelt. Ihre

Stärken erwachsen jedoch dar-
aus, dass sie zwar nicht zu über-
schätzende, aber auch nicht un-
wesentliche Sozialisationsfakto-
ren vornehmlich für die nach-
wachsende Generation darstel-
len, in der Regel im mikrosozialen
Alltag der Individuen platziert
sind und dabei nicht nur defen-
siv-therapeutische, sondern auch
offensiv-strukturelle Wirkungen
zu entfalten vermögen. Letzteres
setzt freilich voraus, professionel-
les Handeln in diesen Feldern
mehr als beiläufig auch als politi-
sches Handeln zu begreifen.
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terung der Gesellschaft dar, der
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dien ausgehen. Insofern lenken
sie die Aufmerksamkeit auf das
Schmelzen sozialer Kerne. Es
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gen nach sich, als auf Kohäsion
bei Strafe eines Verlustes von
Zwischenmenschlichkeit nicht
gänzlich verzichtet werden kann,
sie aber nun auf neue Weise ge-
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nen im Rahmen von Markt, Medi-
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weise bestenfalls als in dieser Hin-
sicht neutral) denn als geeignete
Gegensteuerungen. Während
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und Biologisierung noch auf die
Karte der Bindungen zu Integra-
tionszwecken setzen, beziehen
sich die modernisierten Formen
auf individuelle Repräsentatio-
nen. Sie tun damit den Individua-
lisierungstendenzen der Gesell-
schaft Genüge, enthalten aber in
verschiedenen Momenten ihrer
Ausformungen (Konkurrenzehr-
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weder heute schon durchbrechen
oder künftig aufzulösen drohen.
Daher führt kein Weg an der all-
mählichen Etablierung neuer Me-
dien wechselseitiger Anerken-
nung der Individuen als
Gleichberechtigte und gleich zu
Behandelnde vorbei. Dabei kann
die Revitalisierung und Moderni-
sierung überkommener Interakti-
onsweisen und Wertvorstellun-
gen durchaus hilfreich sein.

Während den Sphären von Poli-
tik, Wirtschaft und Recht im eher
großrahmigen Prozess entspre-
chender struktureller Einfluss-
nahme Schlüsselfunktionen zu-
kommen, ist die Position sozialer
und pädagogischer Arbeitsgebie-
te nachrangig angesiedelt. Ihre

Stärken erwachsen jedoch dar-
aus, dass sie zwar nicht zu über-
schätzende, aber auch nicht un-
wesentliche Sozialisationsfakto-
ren vornehmlich für die nach-
wachsende Generation darstel-
len, in der Regel im mikrosozialen
Alltag der Individuen platziert
sind und dabei nicht nur defen-
siv-therapeutische, sondern auch
offensiv-strukturelle Wirkungen
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